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Die unabhängige Studiengesellschaft für Friedensforschung möchte durch Kurzinformationen interessierte Menschen anregen, sich mit der aktuellen  

Friedens- und Sicherheitspolitik, auch im Hinblick auf Fragen der Ökologie und der Dritten Welt, kritisch auseinanderzusetzen 

Immer mehr Menschen sind durch Kriege, bewaffnete Konflikte, politische Verfolgung, zerfallende Staat-
lichkeit und Terrorismus in ihrem Leben bedroht und daher gezwungen, ihre Heimat zu verlassen, um 
sich und ihre Angehörigen in Sicherheit zu bringen oder eine Zukunftsperspektive aufzubauen. Dazu 
kommt die weit verbreitete Perspektivlosigkeit auf Grund wirtschaftlichen Elends, Armut und Not. Aber 
auch Naturkatastrophen und Klimawandel führen dazu, dass immer mehr Menschen auf der Suche nach 
einem besseren Leben ihre Heimat verlassen. Das belegt die steigende Zahl von Menschen auf der 
Flucht, die zwischen 2014 und 2015 von 51,2 auf 59,5 Millionen angewachsen ist. Davon sind laut UN-
Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) 19,5 Millionen Flüchtlinge, 38,2 Millionen Binnenflüchtlinge und 1,8 Millio-
nen Asylantragsteller. Das sind mehr Menschen auf der Flucht, als jemals zuvor vom UNHCR registriert 
wurden. Damit, so das UNHCR, ist einer von 122 Menschen heute entweder ein Flüchtling, ein Binnen-
vertriebener oder ein Asylsuchender. Die Hälfte davon sind Minderjährige. 
 
EU-Innenkommissar Dimitris Avramopoulos sagte im August 2015: ĂDie Welt steht heute vor der 
schlimmsten Flüchtlingskriese seit dem Zeiten Weltkriegñ. Das Flüchtlingsproblem wird wohl das Pro-
blem des 21. Jahrhunderts werden. Es ist ein Problem, das viel größere Anstrengungen erfordern wird 
als die Stabilisierung des Euro und die Sanierung des griechischen Haushalts. Es geht hier um das 
Überleben von Menschen. Man wird das 21. Jahrhundert einmal daran messen, wie es mit den Flücht-
lingen umgegangen ist. Das ist eine gigantische Aufgabe, die von Politik und Wirtschaft ein radikales 
Umdenken verlangt. Der gravierende Anstieg der Flüchtlingszahlen begann vor allem 2011, als in den 
arabischen Staaten auf Revolutionen (Arabellion) Bürgerkriege und auf Bürgerkriege Terrorherrschaften 
folgten, als es Fassbomben auf Weltkulturerbe-Stätten regnete und der Islamische Staat (IS) begann, 
sich durch ganze Landstriche zu morden.  
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Angesichts dieser Dimensionen der Migrationswelle 
führt kein Weg an der Feststellung vorbei: Die EU kann 
nicht jeden aufnehmen. Es geht um gesellschaftliche 
Integrations- und Absorptionsfähigkeit, um Arbeits-
märkte, um Bildung, Kommunikation und berufliche 
Qualifikation und schließlich um Sicherheit. 

Von den 19,5 Millionen, die nicht nur ihre Stadt oder ihr 
Dorf, sondern auch ihr Heimatland verlassen haben, 
suchen die meisten Zuflucht in einem direkten Nach-
barland. Nur ein kleiner Teil macht sich auf den Weg 
nach Europa; dem UN-Flüchtlingshilfswerk zufolge 
kommen 86 Prozent aller Flüchtlinge in Ländern unter, 
die als wirtschaftlich weniger entwickelt gelten. Dies hat 
verschiedene, von der europäischen Politik unabhängi-
ge Gründe. Zum einen fliehen die meisten zunächst in 
ein Nachbarland, auch in der Hoffnung irgendwann 
nach Hause zurückkehren zu können. In vielen Kon-
fliktregionen sind diese Nachbarstaaten selten Länder 
der Ersten Welt. Sie haben oft keinen Sozialstaat, dafür 
aber meist einen großen informellen Sektor. Vielen 
Flüchtlingen gelingt es, sich dort durchzuschlagen, weil 
sie Arbeit auf dem Schwarzmarkt finden. 
 
Nicht zuletzt wegen geringerer kultureller Unterschiede 
sind sie weniger sichtbar, als wenn sie, bisweilen durch 
ein Gesetz am Arbeiten gehindert, in einer europäi-
schen Innenstadt in einer Fußgängerzone rumsitzen. 
Zudem treten bei größeren Flüchtlingsbewegungen oft 
internationale Organisationen auf den Plan, um den 
Staaten unter die Arme zu greifen. Das ist auch im 
Libanon, Jordanien und in der Türkei so, die derzeit 
den größten Teil der syrischen Flüchtlinge beherber-
gen. Es ist nicht zu leugnen, dass die fast zwei Millio-
nen Syrer in der Türkei mancherorts die Infrastruktur 
belasten. Und wenn sie betteln und ihre Arbeit zu 
Dumpinglöhnen anbieten, sorgt das bisweilen für Un-
mut in der Bevölkerung ï aber nicht für Chaos.1 Viele 
                                                      
11 Auch der Libanon und Jordanien haben zahlreiche Flüchtlinge aus Syrien aufge-
nommen. Im Libanon sind Mitte 2015 bei rund 4 Millionen Einwohnern über 1,15  
Millionen Flüchtlinge. Für Deutschland würde das im Verhältnis die Aufnahme von 
rund 20 Millionen Flüchtlingen bedeuten. 

dieser Länder haben keine Wahl, ob sie die Menschen 
aufnehmen wollen oder nicht. Sie kommen einfach, 
leben in Lagern oder tauchen unter. 
  
Diese Verhältnisse sind nicht mit Europa vergleichbar. 
Aber sie machen die Frage, weshalb Europa über die 
Verteilung von Flüchtlingen streitet, verstörender. Die 
Tatsache, dass die meisten Flüchtlinge in armen Län-
dern unterkommen, zeigt, dass die ökonomische Situa-
tion bei der Frage, wie viele Menschen ein Land auf-
nimmt, nicht entscheidend ist.  
 
Es sind die sozialen Folgen, oder vielmehr die Angst 
davor, welche die Asylpolitik vieler Länder ï nicht nur in 
Europa ï prägen. Im Kern geht es dabei um die Angst, 
dass der Wohlstand, den wir und andere Länder erar-
beitet haben, durch Flüchtlinge und zu viele Zuwande-
rer gefährdet wird. Die Befürchtungen der Bevölkerung, 
dass die ĂFremden und Habenichtseñ Sozialstaat und 
Infrastruktur belasten, dass sie kriminell und zur Kon-
kurrenz auf dem Arbeits- oder Wohnungsmarkt werden, 
verbreiten sich, oft bereits bevor Asylbewerber eine 
Unterkunft beziehen. So wird Asylpolitik in gewisser 
Weise zu Angstmanagement ï und Angst lässt sich 
leichter politisch instrumentalisieren als bekämpfen.  
 
Verantwortung ist das zweite Schlüsselwort. Denn die 
Aufnahme der Asylsuchenden in Europa impliziert ein 
gewisses Paket der Leistungen, die sie damit bekom-
men müssen, so dass ihr Lebensniveau als men-
schenwürdig von Europäern selbst eingeschätzt wer-
den kann. Schon empören sich Menschenrechtler, 
dass die Kinder der Asylbewerber in deutschen Unter-
künften nicht genug Spielplätzen haben, das getrennte 
Duschräume eingeführt werden sollen, dass jede asyl-
suchende Familie ihren eigenen absperrbaren Wohn-
raum bekommen soll. Die Quellen für die Deckung 
solcher Kosten nennen sie jedoch nicht.  
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Das UNHCR spricht in seinem jüngsten Bericht 
von einem ĂZeitalter beispielloser Massenvertrei-
bungenñ und ruft auf zu Ăbeispielloser humanitª-
rer Hilfe und globalem Engagementñ. Aber einen 
kohärenten Plan, wie die großen Worte in Taten 
umgesetzt werden können, bleibt es schuldig. 
Und die Ad-hoc-Reaktionen, wenn wieder Tau-
sende von Flüchtlingen im Mittelmeer ertrinken, 
an den Küsten europäischer Länder landen oder 
an den Grenzen abgeladen werden, generieren 
qualvolle Debatten, aber kaum koordinierte Ant-
worten.  
 
Die Krisen in den Herkunftsstaaten der Flüchtlin-
ge kann man nicht mit Zäunen an den Außen-
grenzen der EU oder Patrouillenbooten im Mit-
telmeer lösen. Über die ĂPull-Faktorenñ, die diese 
Migranten zu offenen, freien Gesellschaften zie-
hen, sollte man hinausblicken auf die ĂPush-
Faktorenñ, die ihre Möglichkeiten in korrupten, autoritä-
ren oder fundamentalistischen Regimen beschränken. 
 
Denn die wichtigste Fluchtursache sind nicht ökonomi-
sche Umstände in den Herkunftsländern, sondern die 
Angst um Leib und Leben und die politische / psycho-
logische / soziale Frustration. In der öffentlichen Debat-
te wird gelegentlich der Eindruck erweckt, als sammel-
ten sich gerade ganz Afrika und halb Asien zum An-
sturm auf das wohlhabende Europa und seine Sozial-
systeme. In Wirklichkeit kommt die Mehrzahl der 
Flüchtlinge aus einer überschaubaren Anzahl von Län-
dern. Betrachtet man die Rangliste der wichtigsten 
Herkunftsländer 2015 ohne die Balkanstaaten, dann 
sieht man vielmehr, dass die Asylbewerber überwie-
gend aus Ländern kommen, in denen schwere politi-
sche Konflikte herrschen. So stammen weiterhin die 
meisten Asylbewerber in der EU aus Syrien (60.250 im 
ersten Halbjahr 2015). Ohne Balkan-Staaten folgen 
dann: Afghanistan (28.410), der Irak (16.420), Eritrea 
(11.025), Pakistan (10.235), die Ukraine (8.900), Nige-
ria (8.135), Somalia (7.650), Russland (6.135) und 
Gambia (5.125). Unter diesen Ländern ist Gambia das 
einzige, in dem wirtschaftliche Not das Hauptmotiv für 
Migration sein dürfte. Neun der anderen zehn Länder 
sind instabil ï als Folge von Kriegen, Bürgerkriegen 
und Gewaltherrschaft, aber auch ethnischen oder reli-
giösen Konflikten (die russischen Asylbewerber sind 
meistens Tschetschenen). Aus manchen Ländern, wie 
Afghanistan, fliehen die Menschen schon seit Jahr-
zehnten. Um den Ansturm zu verringern, müssen also 
nicht ganz Afrika und Asien wirtschaftlich entwickelt 
werden, auch wenn Wachstum sicher hilfreich wäre. 
 

Viel wichtiger ist, dass die EU und der gesamte Westen 
endlich mehr dazu beitragen, die Handvoll politischer 
Großkrisen zu entschärfen, welche die neue Süd-Nord-
Wanderung speisen. Schnelle Erfolge sind nicht zu 
erwarten, die Diplomatie ist sicher auch nicht das einzi-
ge Mittel zur Bewältigung der Massenflucht über das 
Mittelmeer. Aber sie ist das am meisten vernachlässig-
te Instrument, weil Flüchtlingsfragen in der klassischen 

Außenpolitik nur eine untergeordnete Rolle spielen.2 
Dafür gibt es keinen vernünftigen Grund. Der Schlüssel 
zur Eindämmung unerwünschter Wanderungsbewe-
gungen liegt in den Herkunfts- und Transitländern. 
 
Die Zufluchtsuchenden aufzunehmen, ist eine notwen-
dige, aber unzureichende Antwort. Die Verfolgung der 
ĂMenschenhªndlerñ oder ĂSchleuserñ, die das Elend 
dieser Menschen ausnutzen, löst das Problem kaum. 
Erst recht nicht für jene Verzweifelten, die bereit sind, 
jeden Preis zu zahlen, um ihrer Situation zu entkom-
men. Die Debatte muss sich stärker darauf fokussieren, 
was die internationale Gemeinschaft unternehmen 
kann (und sollte), um die laufenden Kriege zu stoppen 
und neue zu verhindern die Menschenrechtsverletzun-
gen autoritärer Regime einzudämmen und die Freihei-
ten und Möglichkeiten der Menschen auszudehnen, wo 
auch immer sie leben, damit sie eine echte Alternative 
und Perspektiven haben.  
 
Zwischen dem Anspruch auf Humanität und der Not-
wendigkeit, die europäische Identität zu bewahren, 
herrscht ein unlösbarer Zielkonflikt. Zur Ehrlichkeit ge-
hört, dass sich hier keine einfachen Rezepte finden 
lassen. Die EU wird nie eine für jeden Flüchtling siche-
re Brücke über das Mittelmeer bauen, schließlich er-
richtet sie auch zu Lande Barrieren. Zäune schützen 
die Außengrenzen der EU.3   
                                                      
2 Die Herausgeber des Friedensgutachten 2015 begrüßen, dass Bundespräsident 
Joachim Gauck mit seinem Ruf nach mehr Verantwortung Deutschlands in der Welt 
den Raum für eine grundlegende Kursbestimmung der deutschen Außenpolitik 
geºffnet hat. Diese darf sich aber nicht auf Ămilitªrische Imperativeñ beschrªnken. Es 
geht vielmehr darum, Wege zu finden, Ăwie den aktuellen Konflikten friedenspolitisch 
verantwortungsvoll zu begegnen seiñ. Vgl. Kursawe, Janet u.s. (Hrsg.): Friedensgut-
achten 2015, Münster 2015; Kronauer, Jörg: Allzeit bereit. Die neue deutsche 
Weltpolitik und ihre Stützen, Köln 2015 
3 Die EU-Staats- und Regierungschefs haben auf ihrem Gipfel in Brüssel (25. Juni 
2015) beschlossen, die EU-Entwicklungspolitik zu verschärften Grenzkontrollen in 
Herkunfts- und Transitländern einzusetzen und Abschiebungen zu beschleunigen. 
Einig waren sich die Regierungen dahingehend, dass die EU-Entwicklungspolitik 
darauf auszurichten sei, Zuwanderung aus dem Süden bereits in den Herkunftslän-
dern zu kontrollieren. Insbesondere f¿r die sogenannte ĂR¿ck¿bernahme irregulªrer 
Migrantenñ durch die Herkunfts- und Transitlªnder seien Ăalle Instrumenteñ der EU 
einzusetzen. Dazu sollten Handelsabkommen Ăals Anreizñ f¿r R¿ck¿bernahmeab-
kommen genutzt werden, heiÇt es im Gipfelbeschluss. Mit ĂEntwicklungspolitischen 
Instrumentenñ solle der Aufbau lokaler Kapazitªten zur Grenzkontrolle, Schleuserbe-
kämpfung und Wiedereingliederung verstªrkt werden. ĂVgl. Welt-sichten 8/2015, S. 
53. 
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Im Hinterland wiederum versuchen die Staaten mit 
bürokratischer Akribie zu verhindern, dass Menschen 
auf der Flucht Asyl beantragen. Daran wird sich in na-
her Zukunft nichts ändern, und deshalb ist der von der 
EU-Kommission vorgestellte Zehn-Punkte-Plan (April 
2015) Augenauswischerei. Etwas mehr Finanzmittel 
und ein paar zusätzliche Schiffe dienen vor allem dem 
Empörungs-Management in den Mitgliedsländern, in 
 denen die Fernsehbilder der um ihr Leben kämpfen-
den Migranten Bestürzung auslösen, bis dann eine 
andere Katastrophe die Aufmerksamkeit beansprucht.  
 
Aus dem Schwarze-Peter-Spiel aller Beteiligten wird 
erst dann Politik, wenn es Europa gelingt, an drei zen-
tralen Parametern des Flüchtlingselends anzusetzen: 
bei der Lage in den Herkunftsstaaten4, den Transitrou-
ten und der Politik der Aufnahmeländer.5  
 
Die Menschen, die ihren Lebensumständen zu entflie-
hen suchen, fallen völkerrechtlich in verschiedene Ka-
tegorien. Als Flüchtlinge im Sinne der Genfer Flücht-
lingskonvention von 1951 gelten nur jene, deren per-
sönliche Sicherheit aus politischen, ethnischen oder 
religiösen Gründen bedroht ist. Millionen von Men-
schen, die keiner solchen Bedrohung ausgesetzt sind, 
suchen dennoch größere Freiheit und bessere Chan-
cen. Doch die Unterscheidung zwischen Flüchtlingen, 
Asylsuchenden und Wirtschaftsmigranten verschwimmt 
immer mehr. Gerade die sogenannte Erste Welt stellt 
das vor ein politisches und moralisches Dilemma. 
                                                      
4 So müsste die EU ein grundsätzlich neu konzipiertes und großzügigeres Hilfs- und 
Kooperationsangebot an die Herkunfts- und Transitländer in der Sahelzone und in 
Westafrika auf den Weg bringen. Gerade der EU-Binnenmarkt müsste sich im 
Agrarbereich Produkten aus diesen Ländern stärker öffnen. Je mehr Produkte legal 
in die EU kommen können, umso weniger Menschen werden illegal kommen wollen. 
Investitionen in diesen Ländern müssten gefördert, die Bildungsstandards systema-
tisch angehoben werden.  
5 Die Mitgliedstaaten der EU sollten endlich klarer definieren, welche Menschen 
unter welchen Voraussetzungen legal einreisen und bleiben können; Europa braucht 
eine EU-weit abgestimmte, eindeutige Einwanderungspolitik.  

Denn seit Jahrzehnten beherbergen die ärmsten Län-
der den Großteil der Menschen, die von repressiven 
oder autoritären Regimen geflohen sind. Die überwälti-
gende Mehrheit, 86 Prozent der Vertriebenen, lebt heu-
te in Entwicklungsländern, die am wenigsten in der 
Lage sind, sie zu unterstützen. Nur wenn diese 
menschliche Flut jeweils über die Grenzen der Schwel-
len- und Entwicklungsländer schwappt, beginnen die 
reichen Nationen panisch nach Abhilfe zu suchen. Da-
bei hat Europa eine unausweichliche moralische Ver-
pflichtung, diesen Menschen zu helfen ï auch und ge-
rade weil wir von der Überlegenheit unserer westlichen 
Werte überzeugt sind.  
 
In der EU haben 2014 rund 626.000 Menschen Asyl 
beantragt. 2014 sind mindestens 240.000 boat people 
aus Afrika oder Asien über das Mittelmeer gekommen. 
Dabei werden nur die Aufgegriffenen gezählt; diejeni-
gen, denen es gelingt, unbemerkt an Land zu gelan-
gen, bleiben unberücksichtigt. Etwa 3.500 kamen 2014 
bei der Überfahrt ums Leben6. Bei seiner Rede vor dem 
Europaparlament in Straßburg im November 2014 ap-
pellierte daher Papst Franziskus an die europäischen 
Staaten, eine gemeinsame und solidarische Flücht-
lingspolitik zu verfolgen. ĂMan kann nicht hinnehmen, 
dass das Mittelmeer zu einem großen Friedhof 
wirdñ, sagte er. ĂDie Kªhne, die tªglich an den K¿sten 
Europas landen, sind gefüllt mit Männern und Frauen, 
die Aufnahme und Hilfe benºtigenñ.7 

                                                      
6 Im ersten Halbjahr 2015 sind von etwas mehr als 180.000 Flüchtlingen bei der 
Überfahrt mehr als 2000 gestorben. Die Internationale Organisation für Migration 
(IOM) schätzt, dass vor Europas Küsten zwischen 1988 und 2013 rund 15.000 
Flüchtlinge gestorben sind. Vgl. www.germany.iom.int/de.  
7 Vgl. FAZ vom 26.11.2014: Franziskus: Mittelmeer darf kein Friedhof werden. Es 
gibt allerdings nur einen Staat in Europa, der bisher keinen einzigen Flüchtling 
aufgenommen hat: den Vatikan. Er hat weder ein Asylrecht noch eine Anlaufstelle 
für Asylanten. Geschweige denn ein Flüchtlingsheim.  

 

Historische Entwicklung 

In der EU haben viele Bürger vergessen, dass einst auch Millionen Europäer von dem alten Kontinent flüchteten 
und in fernen Ländern Aufnahme fanden. Der Flüchtlingsstrom, der einst aus Europa kam, bestand aus durch-
schnittlich einer halben Million Menschen pro Jahr. Und dies ein ganzes Jahrhundert lang, zwischen 1824 und 
1924. Insgesamt waren es 52 Millionen Europäer, die in diesem Zeitraum ihre Heimat verließen. Allein aus 
Deutschland kam 1882 eine Viertelmillion Migranten. Im Vergleich dazu geht es auf dem Mittelmeer heute fast 
ruhig zu. ĂGive me your tired, your poor, Your huddled masses yearning to breathe freeñ. So steht es auf einer 
Bronzetafel auf dem Sockel der Freiheitsstatue im Hafen von New York. Gebt mir eure Müden, eure Armen, eure 
kauernden Massen, die sich danach sehnen, frei zu atmen: Gedichtet hat das Emma Lazarus, selbst Tochter jüdi-
scher Einwanderer. Gemeint sind unter anderem die Iren, die im 19. Jahrhundert vor der Kartoffelfäule flohen, die 
eine Million Menschen hat verhungern lassen - viermal so viele wie bei der Hungersnot 2011 in Somalia ï oder 
jene Deutschen, die schon im 19. und erst recht zu Beginn des 20. Jahrhunderts auf der falschen Seite der Gesell-
schaft lebten; oben die glänzenden Goldknöpfe der Offiziere, unten die immer tiefere Depression der Massen. Vor 
allem in den Jahren nach der Reichsgründung 1871 litten Hunderttausende Deutsche an Hunger und an den Fol-
gen der Arbeitslosigkeit, zwischen 1820 und 1890 bildeten sie sogar die größte Gruppe unter den Neuankömmlin-
gen in den USA. Wohl mehr als fünf Millionen Menschen sind im 19. Jahrhundert von Deutschland in die USA emi-
griert, die meisten aus wirtschaftlicher Not, viele aber auch als politische Flüchtlinge. Amerika hat sie alle aufge-
nommen, aus Idealismus wie aus Eigeninteresse: Migranten wurden für den Aufbau der Nation und die riesigen 
Siedlungsräume gebraucht. Für so viele, die auf schwankenden, überfüllten Schiffen über den Atlantik reisten, war 
das Ziel der qualvollen Passage die Verheißung: Amerika, das Land, wo jeder Mensch eine Chance habe ï und 
ein freier Bürger war.
 

http://www.germany.iom.int/de
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Am eindrucksvollsten sind vielleicht die persönlichen Briefe, die deutsche Migranten damals in ihre Heimat schick-
ten, auf Papier, das vergilbt ist und sich am Falz langsam auflöst: All die Hoffnungen, an die sich heute junge afri-
kanische Bootsflüchtlinge klammern, findet man auch da schon, nur eben auf Deutsch. Wer sich in Amerika an-
strengt, Ăder kann in kurzer Zeit sich etwas Vermºgen erwerben, und kann ein gutes Leben dabei habenñ, 
schwärmt da etwa der deutsche Flüchtling Alvin Schreiter (33), und genau das ist es, worum er sich in der deut-
schen Dauerdepression betrogen gesehen hatte: eine faire Chance. Nicht einmal trockenes Brot könne Ăder Arbei-
ter in Deutschlandñ sich noch ansparen, schreibt er 1876 wütend. So hoffnungslos sei die Lage.8  
Heute gibt es unter den afrikanischen Erntehelfern, die in Südspanien sklavenähnlich schuften, auch welche, die 
ihre Familie in der Heimat anflunkern: Es gehe ihnen prächtig, sie seien bereits reiche Leute und würden bald die 
Familie nachholen. Ähnlich schrieb im 19. Jahrhundert Alvin Schreiter in seine alte Heimat nach Sachsen: ĂWas 
war ich denn in Deutschland? Ein armer Schlucker. Was bin ich in Amerika? Ein angesehener Mannñ. Im Krisen-
jahr 1873 ist er mit seiner Frau und der einjährigen Tochter Anna auf einem wackeligen Schiff durch schwere See 
über den Atlantik gekommen (an Deck musste alles festgebunden werden, schreibt er darüber, Ăhier wurde gespeit 
und geschissen, was nur raus wollteñ), und jetzt skizziert er der Verwandtschaft ein Schlaraffenland: ĂHier wªchst 
alles sehr schnell, denn es ist sehr warmñ. Die Kartoffeln wüchsen Ăso groÇ wie Bierkr¿geñ. In Wirklichkeit leidet 
Alvin Schreiter weiter Not, wie die Archivare des Hamburger Auswanderermuseums (Ballin Stadt) recherchiert 
haben, die heute seine Briefe und die vieler weiterer deutscher Armutsmigranten hüten. 
Aus vielen Briefen spricht auch der Freiheitsdrang. 1835 preist Heinrich Georg, frisch in Amerika angekommen, in 
einem Schreiben an seine Familie die Vorzüge der Demokratie: ĂIhr genieÇt hier alle Freiheiten, freies Vereins-
recht, Massenversammlungen usw., ohne Gendarmen und ohne Gefahr f¿r Ruhe und Sicherheitñ. Auch die in 
Deutschland übliche devote Haltung gegenüber Mächtigen sei in den Vereinigten Staaten unüblich: ĂDas Hutab-
ziehen, sowie Complimente und B¿cklinge sind, selbst bei Gerichten, nicht gebrªuchlichñ. 
Deutschland aber verlor seine Besten, seine demokratische Elite. Die ĂFortyeightersñ, die 48er, waren Freiheits-
kämpfer, die in den Straßen Berlins auf den Barrikaden gestanden, in Schwarzwalddörfern wider die Fürstengewalt 
zur Flinte gegriffen hatten (oder die Festung Rastatt, die letzte Bastion der verlorenen Revolution von 1848/49, 
gegen die preußische Übermacht verteidigten). Sie alle mussten vor der Rache der Monarchen flüchten, und viele 
von ihnen strömten in die USA, deren demokratische Staatsform und großzügige Immigrationspolitik einen unwi-
derstehlichen Sog entwickelten.   

                                                      
8 Museumsführer der Ballin Stadt, Hamburg 2013, Sorge, Helmut: Ab nach Amerika! Ausgewanderte erzählen, Collection Rolf Heyne 2009;; Blaschke-Eick, Simone: In die 
neue Welt! Deutsche Auswanderer in drei Jahrhunderten, Hamburg 2010. 

Ein Auswandererschiff des Norddeutschen Lloyd 
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Schleuser Ănutzen die Verzweiflung von Fl¿chtlingen ausñ, sagt heute Innenminister Thomas de Maizière. Die EU 
hat ihnen den Kampf angesagt, mit den Nachtsichtgeräten und Schnellbooten der Frontex-Truppe. Aber seine 
größte Blüte erreichte das Gewerbe der Schleuser im Europa des 19. Jahrhunderts, schon allein deshalb, weil die 
Zahl der potentiellen Kunden damals bedeutend größer war als heute. ĂAuswanderungsagentenñ nannten sich die 
Männer, die tolle Geschichten erzählten über das angeblich süße Leben in Amerika, und die gegen Geldsummen 
in der Höhe ganzer Jahreseinkommen eine Altantiküberquerung organisierten. Vom Fährunternehmer bekamen sie 
oft auch noch eine Provision pro geworbenem Passagier, was sie manchmal zu windigen Lockmethoden und fal-
schen Versprechungen anspornte und ihnen den Beinamen ĂSeelenverkªuferñ eintrug. Vor allem in Osteuropa 
schmuggelten sie Menschen, die ihrem Elend entrinnen wollten, auch heimlich an Grenzposten vorbei. Juden, die 
um die Wende zum 20. Jahrhundert vor antisemitischen Pogromen im Osten fliehen wollten, aber oft keine Pässe 
besaßen, hatten keine Wahl, wenn sie zu den Fährhäfen in Hamburg oder Rotterdam durchkommen wollten. 
 

 

Daniel Defoe: The Poor Palatines 
 

Die ĂGerman Palatinesñ waren Auswanderer aus dem Rheinland9 die Anfang des 18. Jahrhunderts Aufrufen zur 
Auswanderung folgend, über Rotterdam nach England gekommen waren und vergeblich auf ihre Einschiffung nach 
Nordamerika warteten. Zu dieser Zeit besetzten französische Truppen das Rheinland, unterdrückten die Bevölke-
rung und beuteten sie aus. Armut und Hungersnöte zwangen daher viele Einwohner, ihre Heimat zu verlassen.  

Ein besonders großer Strom von 13.000 Menschen erreichte im Jahr 1709 England, wo die Unfähigkeit der Regie-
rung, die ĂPoor Palatinesñ zu integrieren, hitzige politische Debatten hervorrief. Nachdem sie zunächst in Zeltlagern 
untergebracht waren, wurden sie schließlich auf England, Irland und britische Kolonien verteilt. Die meisten blieben 
aber nicht an den Orten, die man für sie vorgesehen hatte. Viele fuhren weiter nach Amerika und gründeten dort 
eigene Siedlungen, in denen man deutsch sprach und die deutsche Kultur pflegte.10 Das war ohnehin für einen 
Großteil das ursprüngliche Ziel der Reise gewesen - hatte man doch gehört, dass es unbesiedeltes Land in den 
amerikanischen Kolonien gebe und die Überfahrt kostenlos sei.  

Erst 1911 fand das englische Parlament heraus, dass diese Information von ĂAgentenñ stammte, die von britischen 
Siedlern aus Amerika nach Deutschland geschickt worden waren, um deutsche Siedler zur Überfahrt zu bewegen. 
In den britischen Kolonien in Amerika gab es zwar tatsächlich unbesiedeltes Land, aber die Überfahrt war nicht 
kostenlos, weswegen die meisten zunächst in England Ăfeststecktenñ. Dort kümmerte man sich zwar zunächst gut 
um die mittellosen Flüchtlinge, war aber bald überfordert, als ständig neue Schiffsladungen deutscher Flüchtlinge 
an den Küsten ankamen. Daniel Defoe, der Autor des Robinsons-Romans, gehörte zu den Besuchern des Zeltla-
gers, in dem sie hausten. Er versuchte, Sympathie für die Flüchtlinge zu wecken, indem er sie zu Opfern religiöser 
Verfolgung durch das Ăpapistischeñ Frankreich erklärte ï wider besseres Wissen, denn die Pfälzer waren Armuts-
migranten, die nicht vor Unterdrückung, sondern vor Hungersnöten flohen ï viele von ihnen waren selbst katho-
lisch. Anfangs wurden die Flüchtlinge noch als Kuriositäten bestaunt, später rotteten Anwohner sich zusammen, 
um sie aus ihren Zelten zu vertreiben, die als unhygienisch oder als Sicherheitsrisiko galten. Die liberalen Whigs11, 
welche die Mehrheit im Parlament hatten, sahen in den Ankömmlingen dennoch potenziell nützliche Arbeitskräfte, 
die konservativen Tories hingegen verwiesen auf die bereits hohen Kosten, die durch die Versorgung entstanden 
waren. Einig war man sich hingegen in einem Punkt: Die Katholiken unter den Flüchtlingen wurden sofort zurück-
geschickt und erhielten keine Unterstützung, da sie als Gefahr für die englische Kirche galten.  

Daniel Defoe, war so empört über die Unfähigkeit der Regierung und die Ablehnung in der Bevölkerung (insbeson-
dere den Katholiken gegenüber), dass er den Umgang mit den Flüchtlingen zwei Monate lang zum Thema seiner 
Wochenzeitung machte (die Artikelserie erschien im Sommer 1709 unter dem Titel ĂThe Poor Palatinesñ als Buch) 
ï obwohl es sich eigentlich um ein Wirtschaftsblatt handelte. Er verurteilte Politiker die von den Deutschen als 
ĂBanditenñ sprachen, Ădie den Englªndern das Brot aus dem Mund wegessenñ, entwickelte praktische Lösungen 
und zeigte auf, wie von Migration durchaus alle Beteiligten profitieren können. Während Daniel Defoe für unbe-
schränkten Zuzug plädierte, brachte Jonathan Swift (ein anglo-irischer Schriftsteller und Satiriker der frühen Aufklä-
rung) die Gegenposition auf den Punkt: Es wäre besser gewesen, gut ausgebildete Fachkräfte nach England zu 
holen als bettelarme Greise, Frauen und Kinder, die der Regierung auf der Tasche lägen und Einheimischen Jobs 
wegnähmen. So gab es schon im frühen 18. Jahrhundert Debatten über Pro und Contra ungehinderter Migration, 
und die Argumente beider Seiten sind über Jahrhunderte hinweg weitgehend gleich geblieben. 

                                                      
9 Das Rheinland war zu diesem Zeitpunkt Teil des Heiligen Römischen Reichs. Die Auswanderer kamen aus der Mittelrhein-Region und der Kurpfalz. Letztere wird im engli-
schen Sprachraum ĂElectoral Palatinateñ genannt, was den Auswanderern den Namen ĂPalatinesñ einbrachte.  
10 Unter ihnen ein Knabe, den seine Eltern zu Irokesen in die Lehre gaben und der als ĂLederstrumpfñ in die Literatur einging. Sein richtiger Name war Johann Adam Hartmann, 
und sein Geburtsstadt Edenkoben hat ihm ein Denkmal gesetzt. 
11 Die Whigs waren von den 1680er bis 1850er Jahre eine der beiden Parteien des britischen Parlamentarismus. Ihre Gegner waren die konservativen Tories. 
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Deutsche Entwicklung 

Keine Frage: Die aktuelle Flüchtlingskrise, die wohl 
noch dramatischer werden wird, zieht eine breite Spur 
der Verunsicherung durch Politik und Gesellschaft. Es 
wird sich zeigen m¿ssen, wie stabil die deutsche ĂWill-
kommenskulturñ heute tatsªchlich ist. Das hat es nªm-
lich schon öfters gegeben in der Geschichte der Repu-
blik und ihrer Zuwanderer: ein ständiges Auf und Ab, 
mal offene Arme, mal offen Ablehnung. Asyl, das war 
am Anfang eine große Idee. Rund 500.000 Deutsche, 
die meisten Juden oder politisch Verfolgte, waren vor 
Hitlers Schergen geflohen. Sie gingen in mehr als 80 
Länder, um zu überleben, und als der braune Terror 
vorbei war, gehörte es zur Staatsidee der jungen Re-
publik, dass man selbst Zufluchtsort sein wollte. Was 
auch hieß: ein Ort, der es wert sein sollte, dorthin zu 
flüchten.  
 
ĂPolitisch Verfolgte genieÇen Asylrechtñ, schrieben die 
Verfassungsmütter- und -väter ins Grundgesetz (Artikel 
16.1 GG), ein klarer, guter Satz, aber schon damals 
waren die Dinge kompliziert. Ein Politiker wie Willy 
Brandt, der ins Exil gegangen war, blieb für viele Deut-
sche auch nach dem Krieg ein Verräter ï Asyl war et-
was für Verdächtige. Und nicht mal die eigenen Lands-
leute, vertrieben aus den Ostgebieten, waren gleich 
willkommen. Rund 13 Millionen Deutsche flüchteten 
nach Westen, es war nach dem Zweiten Weltkrieg die 
erste und mit Abstand größte Zuwanderungswelle. Zum 
Gründungmythos der Republik gehört, dass der Treck 
der Heimatlosen mit einzigartiger Solidarität empfangen 
worden sei. Die Wahrheit ist, dass sie lange nicht da-
zugehörten, unter sich blieben, als ĂPolackenñ, ĂGesin-
delñ oder ĂHabenichtseñ beschimpft wurden.12 Auf dem 
Land sollte es manchmal Jahrzehnte dauern, bis die 
Vertriebenen keine ĂReingeschneitenñ mehr waren. Die 
Wurzeln der Fremdenfeindlichkeit waren schon damals 
dieselben, die Gastarbeiter und Asylbewerber später 
erlebten: die Angst vor Unbekannten, die Sorge um 
den Wohlstand und die Heimat, aber auch der Neid ï 
für Vertriebene gab es staatliche Hilfen, den Lasten-
ausgleich, den sie meist gut sichtbar ins eigene Häus-
chen steckten.13  
 
Und noch etwas sollte zum Muster für die Zukunft wer-
den: Dass die Alteingesessenen die Vertriebenen nicht 
zu lieben, aber doch noch zu schätzen lernten, hatte 
aber wenig mit Solidarität, mehr mit Nützlichkeit zu tun. 
Sie wurden gebraucht, als Arbeitskräfte für das Wirt-
schaftswunder, nachdem von Bayern bis Brandenburg 
Millionen Männer im Krieg gefallen waren. So wie die 
nächste Einwanderungswelle, die noch schärfer auf 
ihre Nützlichkeit kalkuliert war: die Gastarbeiter. In den 
Fünfziger und Sechziger Jahren des letzten Jahrhun-
derts kamen Millionen Türken, Spanier, Portugiesen, 
Italiener. Beliebt waren sie erst recht nicht. Für Italiener 
fand der deutsche ĂAlltagsrassismusñ das Schimpfwort 
ĂSpaghettifresserñ, für Türken ĂK¿mmelt¿rkeñ. Man 
arbeitete zusammen aber lebte getrennt. Für die Deut-

                                                      
12 Weit verbreitet hieß es nach dem Zweiten Weltkrieg in Deutschland, die größten 
Übel der Nachkriegszeit seien die Wildschweine, die Kartoffelkäfer und die 
Flüchtlinge.  
13 Vgl. Kossert, Andreas: Kalte Heimat. Die Geschichte der deutschen Vertriebenen 
nach 1945, München 2008. 

schen mit ihrem utilitaristischen Blick auf die Zuwande-
rung traf es sich gut, dass die erste Generation sich 
meist gar nicht integrieren wollte. Daran hatten die 
Einheimischen genauso wenig Interesse, die Gastar-
beiter waren die ersten ĂGeduldetenñ, noch bevor es 
geduldete Asylbewerber gab.14  
Das ging gut, in Wahrheit mehr recht als schlecht, bis 

nach dem Anwerbestopp 1973 viele der 2,6 Millionen 
Gastarbeiter nicht mehr gebraucht wurden, aber blei-
ben wollten und die Familie nachholten. Jetzt wirkte es 
sich noch mehr aus, dass sie meist nicht als Men-
schen, sondern als Billiglöhner geschätzt wurden. In 
den frühen neunziger Jahren waren sie dann nicht mal 
mehr geschützt ï vor der Rohheit eines Landes, das 
sich nach dem Mauerfall durchschüttelte und viele 
Deutsche aus ihrem alten Leben warf. Es war die Zeit, 
als die Angst, zu kurz zu kommen, zur Massenparanoia 
wurde und manche die Zivilisation niederbrennen woll-
ten. Es gab Tote, in Mölln, in Solingen, es gab Aus-
schreitungen bei einer Asylunterkunft in Hoyerswerda 
und bei einem Vietnamesenheim in Rostock-
Lichtenhagen. Es gab die Mordbrenner, aber nicht nur 
die: Die halbe Republik roch nach Benzin, bis tief hin-
ein in bürgerliche Kreise und hoch hinauf in die Berliner 
Politik.  

                                                      
14 Die Duldung ist nach der Definition des deutschen Aufenthaltsrechts eine Ăvor-
¿bergehende Aussetzung der Abschiebungñ von ausreisepflichtigen Auslªndern. Sie 
stellt keinen Aufenthaltstitel dar und begründet daher auch keinen rechtmäßigen 
Aufenthalt. § 60a Aufenthaltsgesetz (AufenthG) regelt, wessen Abschiebung ausge-
setzt wird und aufgrund dessen eine Duldung erhält; dies sind insbesondere Fälle, in 
denen eine Abschiebung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen (zunächst) 
nicht durchgeführt werden kann. Die Duldung dient ausschließlich dazu, dem Aus-
länder zu bescheinigen, dass er ausländerbehördlich registriert ist und von einer 
Durchsetzung der bestehenden Ausreisepflicht für den genannten Zeitraum abgese-
hen wird. Der Aufenthalt eines Ausländers wird mit der Duldung zwar nicht rechtmä-
ßig, jedoch entfällt mit der Duldung eine Strafbarkeit wegen illegalen Aufenthalts. Mit 
einer Duldung können Auflagen und Nebenbestimmungen verbunden werden. Die 
Duldung erlischt mit der Ausreise des Ausländers und berechtigt nicht zur Rückkehr 
in die Bundesrepublik Deutschland. 
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Zum ersten Mal hatten die Asylbewerberzahlen die 
200.000 überschritten; 1992 waren es sogar mehr als 
400.000. Bundeskanzler Helmut Kohl wiederholte 1991 
in seiner Regierungserklärung, was er schon seit Jah-
ren sagte, dass Deutschland kein Einwanderungsland 
sei. Die ĂBildñ-Zeitung fragte: ĂDie Flut steigt ï wann 
sinkt das Boot?ñ, und die Vorlage dafür hatte ausge-
rechnet der SPIEGEL geliefert: Eine Arche Noah, die 
von Flüchtlingen gestürmt wurde. In Nordrhein-
Westfalen empfahl Friedhelm Farthmann, immerhin 
SPD-Fraktionschef im Landtag, für den Umgang mit 
abgelehnten Asylbewerbern: Ăan Kopf und Kragen pak-
ken und raus damitñ. 
 
Damals kapitulierten die Politiker vor der Straße, riegel-
ten das Land ab. In einer dunklen Stunde der Auslän-
derpolitik einigten sich Union, SPD und FDP Ende 
1992 auf den Asylkompromiss: Sie schränkten den 
Asylartikel so ein, dass de facto nicht mehr viel übrig 
blieb. Denn kommen durfte nur noch, wer nicht über 
sichere Staaten nach Deutschland geflohen war ï und 
weil Deutschland umringt war von sicheren Staaten, 
fast keiner mehr.15  
 
Daran muss man sich heute erinnern, um zu begreifen, 
welch weiten Weg das Land danach ging. Was seitdem 
gewonnen wurde und was nun, im Jahr 2015, wieder 
verloren zu gehen droht ï ein Kulturwandel, ein Kopf-
wandel. Bis ins Jahr 2005, dem Zuwanderungsgesetz, 
blieb die Ausländerpolitik eine Arena der Ideologen. 
Danach aber, als die Asylbewerberzahlen jahrelang um 
die 30.000 lagen und Ausländerpolitik im politischen 
Streit kaum noch eine Rolle spielte, übernahmen die 
Pragmatiker. Kleine Schritte, die zu großen wurden, 
weit größeren, als sie sich vor allem die CDU/CSU je 
hätte vorstellen können: 2007 die erste Bleiberechtsre-
gelung für Geduldete, die schon lange hier lebten. 2011 
das Bleiberecht für gut integrierte Jugendliche, 2014 
die Arbeitserlaubnis für Asylbewerber nach drei Mona-
ten, im Juli 2015 die zweite Bleiberechtsregelung.16  

                                                      
15 Jeder Flüchtling, der heute zu Fuß nach Deutschland kommt, hat nach Paragraf 
95 des Aufenthaltsgesetzes eine Straftat begangen: die illegale Einreise. Eine 
Straftat, die ohne Strafe bleibt, wenn man so will. Jeder Flüchtling muss sie bege-
hen, um Asyl beantragen zu können. 
16 Am 2. Juli 2015 hat der Bundestag ein neues Gesetz verabschiedet, das Migran-
tenverbände seit Jahren gefordert hatten: eine Bleiberechtsregelung für langjährig 
Geduldete. Etwa 30.000 Menschen sollen die neuen Bleiberechtsregeln Sicherheit 
bringen. ĂDas Gesetz hat eine einladende und eine abweisende Botschaft. Beide 

 
Und noch wichtiger vielleicht: Das Eingliederungsange-
bot, Integrationskurse und Sprachunterricht. 

Aktuelle Situation in Deutschland und Europa 

Heute hat die Politik, vor allem die der CDU, wieder vor 
der Realität kapituliert, nur dass die Realität eine ganz 
andere ist als 1993. Das Land ist erwachsen geworden, 
hat sich von Kohls Dogma (ĂDeutschland ist kein Ein-
wanderungslandñ) verabschiedet, das sehenden Auges 
die Wirklichkeit leugnete. Und nicht nur die Wirklichkeit, 
auch die Notwendigkeit: Heute finden viele Betriebe 
keine Lehrlinge mehr, nicht genug Facharbeiter, die 
Geburtenentwicklung dürfte den Trend verschärfen. Auf 
den Verstand, die Fähigkeiten, die Vorbildung von 
Flüchtlingen zu verzichten, die nicht wieder gehen wol-
len, wäre Verschwendung von Ressourcen. Geht es 
damit nicht schon wieder um Nützlichkeit? Ja, aber 
anders als bei den Gastarbeitern in den Wirtschafts-
wunderjahren ist die Republik jetzt auch bereit, zu in-
vestieren, zu integrieren. Nicht nur zu nehmen, sondern 
auch zu geben, weit mehr als Geld, Kleidung oder ein 
Dach über den Kopf. Auch Menschlichkeit und Mitleid, 
Nähe und Nachbarschaft, Freundlichkeit, sogar 
Freundschaft. In manchen Orten kippelte die Stim-
mung. Fremdenfeindlichkeit ist ein Gift, aber keine ma-
thematische Funktion, abzubilden in einer Zahlenkurve 
ï mehr Asylbewerber, mehr Ablenkung.  

                                                                                           
sind Teil einer Gesamtstrategieñ, sagte Bundesminister Thomas de Maizière. Gut 
integrierte Jugendliche können nun bereits nach vier, statt wie bisher nach sechs 
Jahren Schulbesuch ein Bleiberecht erhalten. Doch aus dieser Regelung werden all 
jene herausfallen, die erst im Alter von 17 Jahren nach Deutschland kommen. Bis 
sie die erforderlichen vier Jahre Bildung auf einer deutschen Schule absolviert 
haben, sind sie älter als 21 Jahre ï und damit vom Bleiberecht ausgeschlossen. 
Erwachsene Langzeitgeduldete müssen seit mindestens acht (wenn sie ein Kind 
haben, seit mindestens sechs) Jahren in Deutschland leben. Und alle müssen noch 
eine Reihe von Bedingungen erfüllen, um ein Bleiberecht zu erhalten: Sie müssen 
einen Pass haben, deutsch sprechen, ihren Lebensunterhalt überwiegend selbst 
bestreiten und dürfen nicht straffällig geworden sein.  Für den Großteil der Asylsu-
chenden gilt jedoch die ñabweisende Botschaftñ des Gesetzes. Die besteht aus 
Einreisesperren, Aufenthaltsverboten und einer Ausweitung der Abschiebehaft. Die 
lauteste Kritik richtet sich gegen die Neuregelung zur Abschiebehaft. Haftbefehle für 
Asylsuchende, die abgeschoben werden sollen (so das oberste deutsche Gericht), 
sind nur gerechtfertigt, wenn Ăerheblicheñ Fluchtgefahr besteht. Als Indizien sieht das 
neue Gesetz folgende Punkte vor: falsche oder unvollständige Angaben gegenüber 
den Behörden, Verlust des Passes, erhebliche Geldzahlungen an Schlepper und die 
Umgehung von Grenzkontrollen bei der Einreise. Kurz: alle unvermeidlichen Begleit-
erscheinungen der Flucht. Die ĂS¿ddeutsche Zeitungñ schrieb vom ĂSchªrfsten und 
Schªbigsten, was einem deutschen Ministerium seit Langem eingefallen istñ. 
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Es geht um den gefühlten Zuwanderungsdruck und 
dafür spielen die Zahlen sicherlich eine Rolle, aber 
auch die Umstände: Was sind das für Flüchtlinge, die 
kommen? Lassen andere EU-Staaten die Deutschen 
im Stich? Und vor allem: Worauf müssen sie verzich-
ten, weil sie so großzügig helfen? Solange es nur um 
ausgemusterte Hosen und alte Kinderräder geht, ver-
zichten alle liebend gern. Aber wenn der Wert des ei-
genen Hauses sinken könnte, weil nebenan ein Asyl-
heim entsteht, Turnhallen für Flüchtlingsunterkünfte 
belegt werden, oder die Löcher im Stadthaushalt so 
groß werden, dass der Kämmerer rigoros spart? Es 
gibt einen Konsens in breiten Teilen der Bevölkerung, 
einen Konsens der begrenzten Barmherzigkeit, dass 
man zwar etwas abgeben will, aber natürlich nicht al-
les, schon gar nicht das Leben auf der Wohlstandsinsel 
Deutschland. 
 
Die stark steigenden Zahlen derjenigen, die von ihrem 
Grundrecht auf Asyl Gebrauch machen möchten und 
zum Teil beschwerliche Überfahrten über das Mittel-
meer auf sich nehmen, um das rettende europäische 
Ufer zu erreichen, fordern die bisherigen Strukturen 
und Verfahren heraus. Angesichts Tausender Men-
schen, die die Passage nicht überleben, sind damit 
auch moralische Fragen verbunden. Zwar wird an ge-
meinsamen Lösungen gearbeitet (z. B. der Schleuser-
bekämpfung), doch zeigt der Streit über Aufnahmever-
pflichtungen und die Definition eines Ăsicheren Her-
kunftslandesñ, dass innerhalb der EU keineswegs 
überall die Bereitschaft besteht, sich stärker für den 
Flüchtlingsschutz zu engagieren. Ganz im Gegenteil: 
die von Misstrauen und innenpolitischem Kalkül ge-
prägten Beratungen der EU-Staaten in den letzten Mo-
naten 2015 gleichen einem politischen Trauerspiel. Mit 
den Worten von Jean Asselborn, Luxemburgs Außen-
minister: ĂEs ist ein Armutszeugnis, dass wir Werte wie 
Solidarität und Mitgefühl, die wir in der ganzen Welt 
predigen, untereinander mit F¿ssen tretenñ. 
 
Im Grunde genommen ist die europäische Flüchtlings-
politik eine Politik der geschlossenen Tür. Einige Men-
schen, die sich in allergrößter Not befinden, dürfen 
durchschlüpfen. Grundsätzlich aber dominiert der Wille, 
potentielle Migranten abzuschrecken, sie nicht einrei-
sen zu lassen oder, sollten sie es nach Europa ge-
schafft haben, möglichst schnell wieder zurückzuschik-
ken. Zu diesem Zweck werden seit Jahren immer neue 
Abkommen mit den Herkunfts- und Transitländern ge-
schlossen, hauptsächlich im Norden und Osten Afrikas. 
Nach dem Arabischen Frühling (Arabellion), der viele 
Verträge hinfällig gemacht hat, unternimmt die EU jetzt 
einen neuen Anlauf in diesem Sinne. Im Herbst 2014 
wurde der ĂKhartum-Prozessñ gestartet, in dem Staaten 
aus Europa und Afrika zusammen arbeiten gegen Ăille-
gale Migrationñ und ĂMenschenhandelñ.17  

                                                      
17 Bei einem Treffen in Scharm el-Scheich wurde im April 2015 eine Liste möglicher 
Projekte erstellt. So sollen die Institutionen der Regierung in Eritrea Ăgestªrktñ 
werden, um Menschenschmuggel zu unterbinden. Für sudanesische Beamte sind 
Schulungen im ĂMigrationsmanagementñ vorgesehen und das ĂGrenzmanagementñ 
soll verbessert werden. In einem Trainingszentrum in Kairo sollen Polizisten und 
Strafverfolgungsbehörden afrikanischer Staaten mit Hilfe der EU ausgebildet wer-
den. Zwar enthält die Liste auch viele Vorschlªge, die als Ănormale Entwicklungshil-
feñ angesehen werden kºnnen, mit dem Ziel die Lebensbedingungen in den Lªndern 
zu verbessern. Doch ist insbesondere die polizeiliche und justizielle Kooperation mit 
den genannten Regimen, bei der meist Italien und Deutschland federführend wären, 

Viele Europäer reagieren auf die Herausforderung der 
Flüchtlingspolitik mit Angst und Abwehr, und sie hat die 
Reihen der rechtspopulistischen und nationalistischen 
Parteien in Europa anschwellen lassen. Selbst in Län-
dern, die die individuellen Rechte und Freiheiten hoch-
halten, fallen die Menschen leicht in ethnischen Natio-
nalismus zurück. Der Brandanschlag auf eine noch 
nicht bezogene Asylbewerberunterkunft in Tröglitz 
(Sachsen-Anhalt) im Frühjahr 2015 hat über Deutsch-
land hinaus Entsetzen hervorgerufen. Der Generalse-
kretär des Europarats, Thorbjörn Jagland, äußerte, 
Ereignisse wie dieses sollten die Alarmglocken in Eu-
ropa schrillen lassen. Überall in Europa breite sich eine 
Atmosphäre von ĂHass und Intoleranzñ aus, und die 
Demokratie sei Ăzunehmend gefªhrdetñ durch Ărassisti-
schen, fremdenfeindlichen, politischen und religiösen 
Extremismusñ.18 
 

Die Kritiker der liberalen Position gegenüber Asylbe-
werbern und Wirtschaftsmigranten stellen aber einige 
schwierige Fragen, auf die es keine einfachen Antwor-
ten gibt. Wie zum Beispiel können offene Gesellschaf-
ten den Zustrom von Menschen überstehen, die nicht 
nur nach wirtschaftlichen Möglichkeiten und Vorteilen 
suchen, sondern auch ihre politischen, kulturellen und 
religiösen Praktiken mitbringen, die oft sehr illiberal 
sind und eine fundamentale Bedrohung der Grundfrei-
heiten darstellen können? Und wie können einzelne 
Länder Sprache, Kultur, Riten und Bräuche bewahren, 
ohne in Nationalismus abzugleiten? Wie erleben Deut-
sche die Verwandlung ihres Viertels in ein neues Ămul-
tikulturellesñ Viertel?19  

                                                                                           
heikel. Den Regierungen von Eritrea, des Sudan und des Südsudan werden, schwe-
re und systematische Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen. Den sudanesi-
schen Präsidenten Omar al-Baschir sucht der Internationale Strafgerichtshof gar 
wegen Völkermordes an der eigenen Bevölkerung. Diese möglichen Bündnispartner 
sind aber genau die Regierungen, die Menschen auf brutalste Weise unterdrücken, 
foltern und töten. 
18 Vgl. FAZ vom 7.4.2015: Europarat sieht Atmosphªre von ĂHass und Intoleranzñ in 
Europa 
19 Nach Paul Collier, dem Oxforder Ökonomieprofessor, gelingt Integration umso 
schwieriger und langsamer, je grºÇer die Ăkulturelle Kluftñ ist, und umso leichter, je 
kulturell näher die Einwanderer der Aufnahmegesellschaft stehen. Vgl. Collier, Paul: 
Exodus. Warum wir Einwanderung neu regeln müssen, München 2014 
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Der Oxforder Ökonom Paul Collier, der in seinem Buch 
ĂExodusñ ein empirisch gut unterlegtes und argumenta-
tiv sehr differenziert begründetes Plädoyer für eine 
neue Einwanderungspolitik vorgelegt hat, hält gerade 
diese soziale Dimension der Masseneinwanderung für 
die wichtigste. Hier entscheidet sich, ob dieses große 
soziale Experiment gelingt oder scheitert. Collier will 
die öffentliche Debatte deshalb gern von ĂNonsensfra-
genñ wie ĂIst die Einwanderung gut oder schlechtñ weg-
bringen und stattdessen klären, Ăwie viel Migration f¿r 
alle am besten istñ. 
 
Das erfordert Selektion, Kontrolle und gegebenenfalls 
Zurückweisung ï das sind aber Begriffe, die in der me-
dialen und politischen Bearbeitung des Themas in 
Deutschland einen schlechten Ruf haben. Aber Europa 
kann gar nicht anders, als den Zustrom zu steuern, und 
das heißt: ihn zu beschränken. Auch Colliers empirisch 
begründete These, dass Ăeine zu starke ethnisch-
kulturelle Diversität den sozialen Zusammenhalt und 
damit die Grundlagen des Wohlstandsñ bedrohe, dürfte 
dazu beigetragen haben, dass der Brite die deutsche 
Debatte bisher kaum beeinflusst hat. Einwanderung 
verlangt einen Lernprozess, den Politik, Medien und die 
Gesellschaft zu einem guten Teil noch vor sich haben. 
Kein Wunder daher, dass auch der bekannte Berliner 
Professor Herfried Münkler von der Humbold-
Universität die Flüchtlinge als Ădie grºÇte sicherheitspo-
litische Herausforderung des 21. Jahrhundertsñ be-
zeichnet, die Ănicht der wirtschaftlichen Prosperitªt 
Europas zugutekommen, sondern die sozialen Siche-
rungssysteme der europäischen Staaten überfordern 
und damit die soziale Ordnung infrage stellenñ.20 
 
Die Bundesregierung hat die Flüchtlingsdebatte zur 
größten Herausforderung in Deutschland erklärt. Vize-
Kanzler Sigmar Gabriel (SPD) sprach im August 2015 
in Berlin von der ĂgrºÇten innenpolitischen Herausfor-
derung der kommenden Jahre". Die Politik müsse das 
sehr ernst nehmen: ĂWir haben nicht nur ein finanziel-
les Problem bei den Kommunen, wir merken, dass wir 
da auch ein Akzeptanzproblem bekommen." Die An-
zahl der Asylbewerber in Deutschland ist so hoch wie 
seit Jahrzehnten nicht.  

Die Geschichte des Asylrechts ist auch eine der ĂAb-
wehr von Zuwanderungñ.21 Faktisch gilt seitdem: Wer 
aus einem Land kommt, das als sicher gilt, wird seit-
dem als Wirtschaftsflüchtling bezeichnet und hat als 
solcher kein Anrecht auf Asyl. Und möglichst umge-
hend wieder abgeschoben werden sollten Wirtschafts-
flüchtlinge. Bundespräsident Gauck hingegen fordert 
eine Ăoffenere Gesellschaftñ. Nötig sei mehr ĂDurch-
lªssigkeitñ zwischen Asylverfahren und Arbeitsmigrati-

on.22 

                                                      
20 Vgl. Der Spiegel 21/2015, S. 125 sowie Münkler, Herfried: Macht in der Mitte. Die 
neuen Aufgaben Deutschlands in Europa, Hamburg 2015. 
21 So Bundespräsident Joachim Gauck bei einem Symposium der Evangelischen 
Akademie Berlin zum Flüchtlingsschutz. Vgl. SZ vom 1.7.2014: Gauck prangert 
Flüchtlingspolitik an. 
22 Und nicht nur der Bundespräsident fordert eine andere Politik: Man denke nur an 
die Schriftsteller-Resolution des PEN ĂSchutz in Europañ (www.pen-deutschland.de) 
oder die zahlreichen Mahnungen der großen deutschen Kirchen, mehr Hilfe für 
Flüchtlinge zu leisten. Vgl. SZ vom 27.12.2014: Kirchen mahnen mehr Hilfe für 
Flüchtlinge an. 

Asylmissbrauch? 

Heute findet der bayerische Ministerpräsident und 
CSU-Chef Horst Seehofer: Den Flüchtlingen in 
Deutschland geht es zu gut. Vor allem die Roma hält er 
für ein Problem, die aus den Balkanstaaten fliehen und 
in Deutschland kaum eine Chance auf Asyl haben. 
ĂMassenhaften Asylmissbrauchñ wirft er ihnen vor. Weil 
sie nicht schutzbedürftig seien, sondern lediglich arm. 
Künftig soll es für diese Menschen nur noch eine ĂMi-
nimalversorgungñ geben. Seehofer will ihnen das Ta-
schengeld kürzen und sie dauerhaft in Zelten unter-
bringen statt in Häusern. Er will sie in Sonderlager na-
he der deutsch-tschechischen Grenze stecken ï und in 
einer Art Eilverfahren nach Hause schicken.23 ĂRigoro-
se MaÇnahmenñ hat er angekündigt.24  

Was aber heißt ĂAsylmissbrauchñ eigentlich? Wo endet 
Armut, und wo beginnt Verfolgung? Wenn eine Roma-
Familie in ihrer Heimat diskriminiert wird, ihr Ausgren-
zung und Feindseligkeit entgegenschlägt, sie keinen 
Zugang zu Krankenhäusern, Schulen und zum offiziel-
len Arbeitsmarkt bekommt ï hat sie dann Pech gehabt 
oder hat sie ein Recht auf Hilfe? Die Schweiz hat 2014 
insgesamt 37 Prozent der serbischen und 40 Prozent 
der kosovarischen Asylbewerber als Flüchtlinge aner-
kannt. Finnland hat 43 Prozent der Flüchtlinge aus dem 
Kosovo anerkannt. In Deutschland lagen die Anerken-
nungsquoten für diese Herkunftsländer bei unter einem 
Prozent. Warum ist das so?25 Die Zahlen sind nur be-
dingt vergleichbar, machen aber deutlich, dass in Eu-
ropa mit unterschiedlichem Maß gemessen wird.26  

                                                      
23 Die Roma sind allerdings Nachfahren der Opfer des NS-Völkermordes. Die 
Nationalsozialisten haben rund 500.000 Roma und Sintis im Dritten Reich ermordet. 
Da verbietet es sich, Sonderlager zu schaffen. Vgl. Bastian, Till: Sinti und Roma im 
Dritten Reich. Geschichte einer Verfolgung, München 2001; Benz, Wolfgang: Sinti 
und Roma. Die unerwünschte Minderheit, Berlin 2014 
24 Zahlreiche Politiker wollen das Abschieben beschleunigen. Manche Landkreise 
zahlen sogar eine Umkehrprämie. Allerdings wird das Abschieben schon seit 20 
Jahren mit eher mäßigem Erfolg versucht. Bei einem Bestand von derzeit 130.000 
bis 140.000 geduldeten Personen sind in der ersten Jahreshälfte 2015 nur 8.200 
Menschen abgeschoben worden. Weitere 12.600 sind freiwillig gegangen 
25 Besonders schwer haben es in Deutschland die Flüchtlinge aus dem Westbalkan. 
Im ersten Halbjahr 2015 stellten sie insgesamt 78.000 Asylanträge. Doch nur die 
wenigsten werden als politische Flüchtlinge anerkannt. Seit Monaten liegt die Quote 
bei unter einem Prozent. Durch den Ansturm dauern ihre Asylverfahren immer noch 
ziemlich lang ï und führen am Ende nur zu Frust und Enttäuschung. Im Schatten 
dieser Entwicklung ist nämlich weitgehend verborgen geblieben, dass neben dem 
Asylantrag ein zweiter Weg nach Deutschland existiert, auch noch offiziell unterstützt 
von der deutschen Regierung: Es ist der Weg über sogenannte Mangelberufe. Dabei 
geht es nicht um Akademiker wie Ingenieure. Es geht zum Beispiel um Kranken-
schwestern, Klempner und Installateure. Es handelt sich um Ausbildungsberufe. 
Mehr als 20 dieser gefragten Berufe hat die Bundesagentur für Arbeit auf ihrer 
ĂPositivlisteñ bereits verzeichnet. Es gibt hier mehrere Zehntausend offene Stellen, 
die oft monatelang unbesetzt bleiben.  
26 Beispielsweise hat Belgien 2012 Albanien zum sicheren Herkunftsland erklärt. In 
den Monaten danach wurden trotzdem 17,2 Prozent der Anträge bewilligt. Seit 
Oktober 2014 gilt Albanien in Belgien nicht mehr als sicher. In Deutschland hat das 
Bundesamt im Juli 2015 mehr als 7.000 Asylanträge aus Albanien bearbeitet: Kein 
einziger wurde bewilligt. In Albanien heißt das größte Problem der Frauen allerdings 
ĂKanunñ. Das ist ein m¿ndlich ¿berliefertes Gewohnheitsrecht. Wesentliche Elemen-
te des Kanun sind Selbstjustiz, Blutrache und Zwangsehe. Erst seit drei Jahren ist 
häusliche Gewalt eine Straftat. Die allermeisten Frauen ziehen ihren Antrag auf eine 
Schutzanordnung aus Angst wieder zurück. Der albanische Staat schafft es auch 
nicht, seine Bürgerinnen vor Menschenhändlern zu schützen. Albanerinnen werden 
von Banden entführt und in die Prostitution gezwungen. 
Vgl.https://www.gfbv.de/de/informieren/infothek/detail/news/detail/News/memorandu
m-frauen-als-leidtragende-von-krieg-und-gewalt-7584/  

http://www.pen-deutschland.de/
https://www.gfbv.de/de/informieren/infothek/detail/news/detail/News/memorandum-frauen-als-leidtragende-von-krieg-und-gewalt-7584/
https://www.gfbv.de/de/informieren/infothek/detail/news/detail/News/memorandum-frauen-als-leidtragende-von-krieg-und-gewalt-7584/
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Wer aber hierzulande nicht politisch verfolgt wird, der 
kommt in der binären Logik der Flüchtlingspolitik aus 
Ăwirtschaftlichen Gr¿ndenñ.  

Manfred Schmidt, Präsident des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge, sagte kürzlich, die Balkan-
Flüchtlinge steuerten Deutschland an, um die Soziallei-
stungen von 140 Euro pro Monat (Taschengeld) einzu-
streichen.27 Solche Sätze wirken in Zeiten, in denen 
täglich Flüchtlingsunterkünfte angegriffen werden, wie 
Brandbeschleuniger. Der Migrationsforscher Klaus 
Bade schreibt in einem Aufsatz über die Karriere und 
Funktion abschätziger Begriffe in der deutschen Asyl-
politik, Ădenunziatorische Begriffeñ wie ĂWirtschafts-
fl¿chtlingñ dienten Ărechtsextremistischen geistigen 
und praktischen Brandstiftern als regierungsamtliche 

Berufungsinstanzñ.28 

Der Begriff des ĂWirtschaftsfl¿chtlingsñ ist stets verbun-
den mit dem Vorwurf des ĂAsylbetrugsñ. Von den Asyl-
betrügern werden die Ăwirklich Verfolgtenñ sprachlich 
scharf abgegrenzt. Dabei geht die Unterscheidung 
zwischen rein politisch Verfolgten und Wirtschafts-
flüchtlingen an der Wirklichkeit vorbei. Wie der Mün-
chen Soziologe Armin Nassehi es formuliert: ĂHeutige 
Fluchtgründe sind komplexer ï was heißt Verfolgung, 
wenn Wirtschafts- und politische Strukturen völlig zu-
sammengebrochen sind, wenn es keine Zukunftsper-
spektive gibt, wenn man um die eigenen Kinder fürch-
tet?ñ29 

Aufnahmebereitschaft 

Die weit verbreitete Hilfsbereitschaft vieler Bürger mag 
darüber hinwegtäuschen, aber die Stimmung gegen 
Flüchtlinge hat sich wieder aufgeheizt. Es schwelt nicht 
mehr in Deutschland, es brennt. In Bayern, Sachsen 
und Baden-Württemberg wurden Flüchtlingsheime 
angezündet30, in Sachsen-Anhalt Mitarbeiter eines 
Heims auf offener Straße mit Steinen beworfen, in an-
deren Bundesländern wurden Amts- und Mandatsträ-
ger angepöbelt und bekamen sogar Morddrohungen.31 
In Hessen haben unbekannte Täter Schweineköpfe vor 
eine Asylunterkunft geworfen. Unter den Flüchtlingen, 
die dort einziehen sollten, waren Muslime. Die Täter 
haben eine Botschaft hinterlassen, mit roter Farbe an 
die Wand gesprüht: ĂGo homeñ.32 

                                                      
27Vgl. SZ vom 30.7.2015: Relativ verfolgt. 
28 Vgl. Bade, Klaus J.: Zur Karriere abschätziger Begriffe in der deutschen Asylpoli-
tik, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 25/2015 vom 15.6.2015. 
29 Vgl. SZ vom 7.4.2015, Rechte Rhetorik, rechtere Lebenspraxisñ 
30 Bundespräsident Joachim Gauck hat angesichts fremdenfeindlicher Übergriffe 
dazu aufgerufen, den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu fördern: Das Gefühl von 
Fremdheit sei kein Schicksal, es entstehe dann, wenn Menschen nicht aufeinander 
zugingen. ĂWir erleben, dass sich fremdenfeindliche Haltungen festsetzen, manche 
Menschen nicht einmal mehr vor Übergriffen zurückschrecken. Ich denke an diesem 
Punkt an das, was wir kürzlich wieder erlebt haben mit diesen widerwärtigen Angrif-
fen auf Fl¿chtlingsheimeñ. Vgl. FAZ 10.7.2015:Angriffe auf Asylheime widerwªrtig 
31 Die wachsende Brutalität gegen Ausländer in Deutschland ist ein Symptom für die 
Entsolidarisierung unserer Gesellschaft, f¿r die ĂVereisung des sozialen Klimasñ, von 
der der Soziologe Wilhelm Heitmeyer spricht. ĂDeutsche Zustªndeñ heiÇt die Lang-
zeitstudie, mit der Heitmeyer seit 2002 der deutschen Bevölkerung Jahr für Jahr die 
Temperatur misst. Die Ergebnisse sind niederschmetternd. Heitmeyer hat eine 
ĂIdeologie der Ungleichwertigkeitñ festgestellt. Die ¦berzeugung macht sich breit, 
dass nicht alle Menschen gleich sind und auch nicht gleich wertvoll. ĂN¿tzlichkeits-
rassismusñ nennt man das. Vgl. www.uni-bielefeld.de.  
32 Allein in den ersten sechs Monaten 2015 zählte das Bundesinnenministerium 202 
Delikte gegen Flüchtlingsunterkünfte, darunter 22 Gewalttaten (Körperverletzungen 
und Bandstiftungen).  

Das ist also die Lage der Nation ï auf der einen Seite 
das Wunderbare dieses Landes. Das soziale Engage-
ment vieler Menschen, die ahnen, dass sie Glück hat-
ten, jedenfalls mehr als andere. Die sich vorgenommen 
haben, alles gut zu machen, und auch immer noch: 
etwas wiedergutzumachen, seit 1945. Menschen, die 
wissen, dass sie ihrem Gewissen etwas schuldig sind. 
Und mit allem, was sie abgeben, sich selbst etwas 
zurückgeben: das Gefühl, das Richtige, das Wichtige 
zu tun. Auf der anderen Seite aber die Angst, dass es 
zu viel wird. Die Angst von Menschen, die zwar geben 
wollen, aber nur so viel, dass es ihnen nicht weh tut. 
Menschen, die teilen möchten, ohne wirklich etwas zu 
verlieren. Und deshalb bei aller Großzügigkeit schon 
der Meinung sind, dass es auch Grenzen geben muss, 
eine Begrenzung des Zuzugs. Wo diese Grenze liegt, 
wissen sie nicht, aber dass es diese Grenze gibt, das 
umso sicherer.  
 
Laut dem neuesten Migrationsbericht der Bundesregie-
rung ist Deutschland ein für Migranten attraktives Land. 
Mobilität von Menschen in Form von Zuwanderung ist 
weder ein auf Deutschland beschränktes noch ein neu-
es Phänomen33. Die Sesshaftigkeit über Generationen 
hinweg ist heute vielmehr die Ausnahme als die Regel. 
Dennoch wird Einwanderung in Deutschland oft negativ 
beurteilt und die Debatte darüber als Fremdheits- oder 
gar als Sicherheitsdiskurs geführt. Dass Migration je-
doch ein kontinuierliches Phänomen darstellt, welches 
die gesellschaftliche Entwicklung in Deutschland nach-
haltig und positiv geprägt hat, wird dabei kaum zur 
Kenntnis genommen. Migration muss heute als eine 
gesellschaftliche Realität anerkannt werden. Deutsch-
land muss sich als Einwanderungsgesellschaft begrei-
fen und sich der gesellschaftspolitischen Herausforde-
rung stellen, die Einwanderungsgesellschaft in ihrer 
Vielfalt anzuerkennen und das Fundament, auf dem 
diese Gesellschaft steht, inklusiver und transkultureller 
zu gestalten.  

                                                      
33 Von Phänomen eines Flüchtlings ist das Phänomen des Migranten zu unterschei-
den. 2013 lebten weltweit mehr als 232 Mio. Menschen (3,2 % der Weltbevölkerung) 
außerhalb ihres Heimatlandes. Gegenüber dem Jahr 2000 (2,8 % der Weltbevölke-
rung) entspricht dies einer Steigerung um 57 Mio. Menschen. Nach Statistiken der 
Abteilung Wirtschaft und Soziales der Vereinten Nationen (VN) leben die meisten 
Menschen mit Migrationshintergrund im Kontinent Europa (72 Mio.), gefolgt von 
Asien (71 Mio.) und Nordamerika (53 Mio.).  

http://www.uni-bielefeld.de/
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Definition Migranten und Flüchtlinge 
 

Migration ist die Bewegung einer Person oder einer Gruppe von Personen, innerhalb eines Staates oder über in-
ternationale Grenzen hinweg. Der Grund für die Bewegung spielt hier keine Rolle. Unter den Begriff Migranten 
sollten nach Ansicht der Vereinten Nationen (VN) alle Fälle zusammengefasst werden, in denen die Entscheidung 
zu migrieren freiwillig und ohne die Beeinflussung durch externe, zwingende Gründe getroffen wurde34.  
Zur Unterscheidung zwischen Migrant und Flüchtling ist die Definition aus Art. 1 A Abs. 2 des Abkommens über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 (auch genannt: Genfer Flüchtlingskonvention35) hilfreich. Gemäß 
der Konvention 1951 ist Flüchtling ein bestimmter Status, den eine Person bekommen kann, falls sie:  
 
ǒsich außerhalb ihres Herkunftslandes befindet,  
ǒihr Heimatort wegen der begründeten Furcht vor Verfolgung Ăauf Grund ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zuge 
flhºrigkeit zu einer bestimmten gesellschaftlichen Gruppe oder politischen Ansichtenò verlassen hat,  
ǒunfähig oder unwillig ist, zurückzukehren,  
ǒden Schutz von Rechten durch ihr Herkunftsland wegen der oben genannten Furcht nicht in Anspruch nehmen 
will.  

 
Der Unterschied liegt also in den Wanderungsursachen: Ein Flüchtling ist gezwungen zu fliehen, da seine Men-
schenrechte bedroht sind und sein Herkunftsland entweder unfähig oder unwillig ist, sie durchzusetzen. Er sucht 
Asyl in einem anderen Staat, um seine Grundrechte wenigstens im Flüchtlingsstatus zu sichern. Bei Migranten 
geht es eher um eine freiwillige Flucht vor Ăwirtschaftlicher Notò oder um eine Suche nach besseren Lebensbedin-
gungen. Sie können jedoch jederzeit in ihr Heimatort zurückkehren und den Schutz ihrer Rechte durch die Heimat-
regierung genießen.  

Den Flüchtlingsstatus bekommt man nicht automatisch zugesprochen; man muss seinen Anspruch dafür während 
eines aufwendigen Asylverfahrens36 (inkl. Prüfung der Identität, Interviews usw.) beweisen. Die Person, die einen 
Antrag auf den Flüchtlingsstatus gestellt, aber das Verfahren noch nicht erfolgreich abgeschlossen hat, wird als 
Asylbewerber bezeichnet. Im Unterschied zu einem Flüchtling kann ein Asylbewerber aus dem Land ausgewiesen 
und in sein Herkunftsland zurückgeführt werden, falls die Asylbehörde den Antrag ablehnt. Der Status eines Flücht-
lings wird nicht gewährt, falls der Asylbewerber ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen, ein Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit oder ein ernsthaftes nicht-politisches Verbrechen begangen hat. 
Der Flüchtlingsstatus muss nicht unbedingt individuell zugesprochen werden, sondern kann auch als Teil einer 
Massenflucht (des sogenannten Ămass exodusò) zugeteilt werden37.  
Nicht zu verwechseln mit den Flüchtlingen sind jedoch Binnenvertriebene (IDPs). Das sind die Menschen, die ähn-
lichen Gefahren wie Flüchtlinge ausgesetzt waren und aus diesem Grund ihren Wohnsitz innerhalb des Landes 
gewechselt haben, jedoch ihr Herkunftsland nicht verlassen haben. Sie bleiben somit rechtlich gesehen immer 
noch unter dem Schutz ihrer heimischen Regierung. 
Neben den Migranten, Flüchtlingen und Binnenvertriebenen gibt es Staatenlose. Der Begriff der Staatenlosigkeit 
bedeutet, dass der rechtliche Bund, der normalerweise zwischen einer Regierung und einer Einzelperson ge-
schlossen wird, nicht besteht.38 Die Palästinenser, die als palästinensische Flüchtlinge angemeldet sind, bilden 
davon weltweit eine der größten Gruppen. Daher bleiben die Menschenrechte der palästinensischen Flüchtlinge 
wegen ihres Status als Staatenlose oft ungesichert. Vor allem ist ihr Recht auf Mobilität meistens begrenzt.39 Sie 
haben keinen Nationalpass, sondern werden bei der UN-Agentur UNRWA registriert und bekommen einen UN-
RWA-Ausweis. Eine Ausnahme gibt es für palästinensische Flüchtlinge, die eine jordanische Staatsbürgerschaft 
haben.40 Jordanien hat diese Möglichkeit den innerhalb seiner Grenzen wohnenden Palästinensern erstmals 1949 
angeboten. Als Staatenlose gelten palästinensische Flüchtlinge solange keine Lösung für den palästinensisch-
israelischen Konflikt (und somit für den Staat Palästina) gefunden wird. 

                                                      
34 Vgl. United Nations Educational, Scientific and Cultural Organisation (UNESCO): Migrant/ Migration, http://goo.gl/txnJcG. 
35 Im weiteren Verlauf: GFK. 
36 Das Asylverfahren wird gewöhnlich von den nationalen Asylbehörden des Landes durchgeführt, in dem eine Person Asyl sucht. http://www.unhcr-centraleurope.org/en/who-
we-help/asylum-seekers.html.  
37 Die Praxis des mass exodus wurde zum Beispiel bei den syrischen Flüchtlingen in Irak in 2013 angewendet. http://news.kuwaittimes.net/mass-exodus-as-30000-syrian-
refugees-enter-iraq/.   
38 Die Definition der Staatenlosigkeit findet sich in Artikel 1 des Übereinkommens über die Rechtstellung der Staatenlosen von 1954. ĂIm Sinne dieses ¦bereinkommens ist ein 
āStaatenloserË eine Person, die kein Staat auf Grund seines Rechtes als Staatsangehºrigen ansieht.ñ Artikel 1, ¦bereinkommen ¿ber die Rechtsstellung der Staatenlosen, 1954 
39 Ein trauriges Beispiel dafür ist die Lage der palästinensischen Flüchtlinge während des syrischen Krieges. Die Nachbarstaaten von Syrien haben die Möglichkeiten für die 
Flucht in ihre Gebiete gerade für diese Gruppe eingeschränkt. Jordanien hat seit Mitte 2012 ihre Grenze für palästinensische Flüchtlinge aus Syrien geschlossen und schiebt 
sie ab, falls sie die Grenze illegal überqueren. Somit stehen palästinensische Flüchtlinge aus Syrien schlechter als syrische Flüchtlinge (Flüchtlinge im Sinne der Konvention 
von 1951). Die grausamen Folgen dieser Situation zeigen sich im palªstinensischen Lager ñYarmoukò in Syrien. Das Gebiet ist zur Kampfarena zwischen der IS und der 
syrischen Regierung geworden, palästinensische Flüchtlinge müssen aber ausharren, da sie kaum Optionen haben, anderswohin zu fliehen. 
http://www.hrw.org/news/2014/08/07/jordan-palestinians-escaping-syria-turned-away.  
40 Dieses Phänomen trägt noch mehr zur Verwirrung bei, denn de-facto gelten sie als Flüchtlinge, obwohl sie Staatsbürger von Jordanien sind. Ihr jordanischer Pass gilt, bis 
eine Lösung für den palästinensisch-israelischen Konflikt gefunden ist. Danach müssen sie entscheiden, ob sie die jordanische Staatsbürgerschaft behalten oder die palästi-
nensische Staatsbürgerschaft bekommen möchten. Quellen: J.A. Husseini and R. Bocco. 2009. The Status of the Palestinian Refugees in the Near East: the Right of Return 
and UNRWA in Perspective. Refugee Survey Quarterly. Volume 28. Numbers 2 & 3. pp. 261, 263; R. Bocco. 2009. UNRWA and the Palestinian Refugees: A History within 
History. Refugee Survey Quarterly. Volume 28. Numbers 2 & 3. p. 241; http://www.hrw.org/news/2014/08/07/jordan-palestinians-escaping-syria-turned-away.  

http://www.unhcr-centraleurope.org/en/who-we-help/asylum-seekers.html
http://www.unhcr-centraleurope.org/en/who-we-help/asylum-seekers.html
http://news.kuwaittimes.net/mass-exodus-as-30000-syrian-refugees-enter-iraq/
http://news.kuwaittimes.net/mass-exodus-as-30000-syrian-refugees-enter-iraq/
http://www.hrw.org/news/2014/08/07/jordan-palestinians-escaping-syria-turned-away
http://www.hrw.org/news/2014/08/07/jordan-palestinians-escaping-syria-turned-away
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Die Vermischung von Flucht- und Migrationsbewegungen (mixed flows) erschwert die Entwicklung politischer Stra-
tegien, denn für beide Gruppen ï Flüchtlinge und Migranten ï bestehen bei allen Gemeinsamkeiten hinsichtlich der 
Migrationswege unterschiedliche Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten. Während die EU-Staaten durch inter-
nationales, europäisches und nationales Recht zum Schutz von Flüchtlingen verpflichtet sind, liegt die Aufnahme 
von Migranten immer noch weitgehend in nationaler Entscheidungskompetenz. Flüchtlinge und Migranten müssen 
daher schon aus rechtlichen Gründen voneinander unterschieden werden.  
Doch auch aus entwicklungspolitischer Sicht ist eine Differenzierung notwendig: Fluchtursachen müssen bekämpft 
werden, weil Fluchtbewegungen immer eine menschliche Katastrophe darstellen und insbesondere für die ärmsten 
Staaten, die weltweit den Großteil der Flüchtlinge aufnehmen, eine große Belastung darstellen können. Freiwillige 
Migration hingegen ist eine wichtige Triebkraft für Entwicklung. Wenn sie gut geregelt wird, auf fairen Abkommen 
zwischen Herkunfts- und Aufnahmeländern beruht und die Rechte der Migranten geachtet werden, liegt sie im 
Interesse aller Beteiligen (triple win) und sollte nicht begrenzt, sondern gefördert werden.  
Für eine umfassende Bezeichnung wurde der Begriff Menschen mit Migrationshintergrund in Deutschland geprägt. 
werden. Darunter sind Personen zu verstehen, die ihren Lebensmittelpunkt verlagert haben, sowie die Nachkom-
men der Zugewanderten.  

Bedingungen für Migration 

Migrationsentscheidungen unterliegen in der Regel 
multiplen Antrieben, eine Vielfalt unterschiedlicher Mo-
tive bestimmt die Entscheidung zur Abwanderung bzw. 
zur Zuwanderung in einem bestimmten Raum. Zumeist 
sind wirtschaftliche, soziale, politische, religiöse und 
persönliche Motive in unterschiedlichen Konstellationen 
mit je verschiedener Reichweite eng miteinander ver-
flochten. 

 

Migration bildet in den genannten Kontexten ein Ele-
ment der Lebensplanung und verbindet sich häufig mit 
(erwerbs-)biographischen Grundsatzentscheidungen 
wie Heirat, Wahl des Berufs oder eines Arbeitsplatzes; 
der überwiegende Teil der Arbeits-, Ausbildungs-, Sied-
lungs- und Heiratswanderer ist also jung. 

 

Der Wanderungsentschluss resultiert in derartigen 
Konstellationen aus persönlichen Entscheidungen oder 
Arrangements in Familienwirtschaften. Denn eine aus-
gesprochen hohe Bedeutung haben bis in die Gegen-
wart für einzelne Haushalte, für regionale Ökonomien 
oder selbst für ganze Volkswirtschaften die meist re-
gelmäßigen Geldüberweisungen durch Migranten an 
zurückbleibende Familienmitglieder. Bei den Wande-
rungen, die nach einem neuen oder doch besseren 
ökonomischen und sozialen Chancenangebot streben, 
unterscheiden sich Herkunftsraum und Zielgebiet vor-
nehmlich durch ein ökonomisches Gefälle. Es muss 
keineswegs als übergreifender wirtschaftlicher Entwick-
lungsunterschied zwischen zwei Großräumen verstan-
den werden, sondern beschränkt sich vielmehr häufig 
auf einzelne kleinräumige Marktsegmente. Spezifische 
soziale Merkmale von Individuen bzw. Mitgliedern von 
Familien oder Gruppen bedingen den Marktzugang und 
damit auch die migratorische Chancenwahrnehmung. 

Weltweite Migration  

Auch heute noch ist die Attraktivität der Vereinigten 
Staaten von Amerika bei Migranten ungebrochen. Kein 
anderes OECD-Land kann eine derart hohe Zuwande-
rung von Personen mit unbefristeter Aufenthaltsge-
nehmigung verzeichnen. Insgesamt wanderten im Jahr 
2012 annähernd 3,83 Migranten (also keine Flüchtlin-
ge) in OECD-Länder ein, ca. ein Drittel davon in die 
USA. Besonders die Zuwanderung nach Deutschland 
hat in den letzten fünf Jahren stark zugenommen. Ver-
antwortlich dafür war der Zustrom von Migranten aus 
Ost- und Südeuropa. An Attraktivität einbüßen mussten 
hingegen die südlichen Länder. Durch die wirtschaftli-
che Krise emigrierten bis zu 60 Prozent weniger Men-
schen nach Italien und Spanien. Dennoch steht Spa-
nien auf der Liste der Einwanderungsländer auf dem 
vierten Platz vor Kanada und Italien. 

Eine theoretische Grundlage zum Verständnis der Ur-
sachen von Migration ist das ĂPush- und Pull-Modellñ 
von Everett Lee (A Theory of Migration. In: Demo-
graphy, 5. Jahrgang, Nr. 1, 1966, S. 47ï57). Nach die-
sem Ansatz bestehen in dem Herkunftsland des ab-
wanderungswilligen Menschen Abstoßungsfaktoren (= 
Push-Faktoren) und in dem Zielland Anziehungskräfte 
(= Pull-Faktoren), die ihn zur Abwanderung bewegen.
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Push (bezogen auf Herkunftsland) Pull (bezogen auf Reiseziel) 

Ökonomie 

¶ Arbeitslosigkeit, kaum Einkommen 

¶ Rohstoffe sind nicht verfügbar oder zu teuer 

¶ strategische Überlegungen der Internationalisierung 

¶ hohe Lohn(neben)kosten 

¶ hohe Steuern und Abgaben 

¶ hohe Umweltauflagen u.a. rechtliche Beschränkungen 

¶ fehlende Infrastruktur 

¶ Hochkonjunktur 

¶ gute Verdienstmöglichkeiten / viele Jobangebote 

¶ informelle Sektoren in der Stadt (leichter Zugang 
für illegale Einwanderer) 

¶ Wirtschaftsförderprogramme 

¶ wirtschaftliche Unabhängigkeit 

Gesellschaft 

¶ Armut 

¶ Einschränkung der Denk- und Religionsfreiheit 

¶ Diskriminierung 

¶ Ungerechte Besitzverteilung 

¶ Abgeschiedenheit 

¶ Religiöse bzw. politische Verfolgung 

¶ Verfolgung aufgrund des weiblichen Geschlechts 

¶ Sicherheit 

¶ gute Wohnmöglichkeiten 

¶ hohe Toleranz (z.B. religiöse, sexuelle) 

¶ gute Bildungsmöglichkeiten 

¶ funktionierendes Gesundheitssystem 

¶ breites Dienstleistungs-, Kultur- und Freizeitange-
bot 

 

Demographie 

¶ Landknappheit 

¶ Überbevölkerung 
 

¶ ausreichendes Flächenangebot 

¶ strukturierte Raumplanung 

¶ durch den demographischen Wandel bedingter 
Arbeitskräftemangel 

 

Politik 

¶ systematische Verfolgung 

¶ allgemeine Unterdrückung 

¶ Krieg, politische Unruhen 

¶ Hohe Steuern 

¶ Enteignung 
 

¶ günstige Einwanderungsgesetze / Möglichkeit des 
Familiennachzugs 

¶ Möglichkeit illegaler Einwanderung 

¶ Anerkennung der Einwanderer als Innovationspo-
tential 

¶ Rechtssicherheit 

¶ Frieden 
 

Natur-, Klima- und Umweltkatastrophen 

¶ Überschwemmungen 

¶ Erdrutsche 

¶ Erdbeben 

¶ Vulkanausbrüche 

¶ Ansteigen des Meeresspiegels (Bsp. Vanuatu) 

¶ Dürren 

Verknappung von Naturressourcen 

¶ Abnahme der Bodenfruchtbarkeit etwa durch Hu-
musabbau, Versalzung, Erosion 

¶ Abnahme der Tragfähigkeit von Grasland durch Über-
weidung 

¶ Abnahme der Verf¿gbarkeit von Ăfreienñ tierischen 
Ressourcen (Wild, Fisch, Krustentiere) 

¶ Abnahme der Verfügbarkeit von Non Timber Forest 
Products (z.B. Heilkräuter, Rattan, Bambus) 

Aktuelle Flucht- und Migrationsursachen 

In der öffentlichen Wahrnehmung werden Kriege und Konflikte immer als die entscheidenden Ursachen für Flucht 
und Vertreibung genannt. Daneben gibt es aber eine Reihe von Phänomenen und Faktoren, die in der Zukunft 
immer häufiger dazu führen werden, dass Menschen ihre Heimat verlassen müssen. Beispielsweise haben die 
Folgen des Klimawandels tiefgreifende Auswirkungen auf die globalen Lebensbedingungen und Kulturen. Überle-
bensräume schwinden und damit entstehen Gewaltkonflikte, Bürgerkriege mit gewaltigen Flüchtlingsströmen. Be-
stehende Gerechtigkeitslücken werden tiefer, nicht nur zwischen Nord und Süd, sondern auch zwischen den Gene-
rationen, was erheblichen sozialen Sprengstoff birgt. Der Klimawandel ist also nicht nur ein globales Phänomen, 
sondern auch eines von unabsehbarer Dauer ï er stellt die menschlichen Gesellschaften und ihre Institutionen vor 
ganz neue Herausforderungen.  

https://de.wikipedia.org/wiki/Diskriminierung
https://de.wikipedia.org/wiki/Religi%C3%B6se_Verfolgung
https://de.wikipedia.org/wiki/Politische_Verfolgung
https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%9Cberbev%C3%B6lkerung
https://de.wikipedia.org/wiki/Vanuatu
https://de.wikipedia.org/wiki/Humus
https://de.wikipedia.org/wiki/Humus
https://de.wikipedia.org/wiki/Versalzung
https://de.wikipedia.org/wiki/Erosion_(Geologie)
https://de.wikipedia.org/wiki/Grasland
https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%9Cberweidung
https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%9Cberweidung
https://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Non_Timber_Forest_Product&action=edit&redlink=1
https://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Non_Timber_Forest_Product&action=edit&redlink=1


15 

Kriege und Konflikte41
 

Das ĂHeidelberger Institut f¿r Internationale Konfliktfor-
schungñ registrierte 2014 weltweit 424 politische Kon-
flikte ï die höchste Zahl seit Beginn der Untersuchun-
gen Anfang der 1990er Jahre.42 Insgesamt wurden 46 
Konflikte mit extremer Gewaltausübung registriert, von 
denen 21 als Kriege gelten. 18 Konflikte wurden dabei 
Subsahara-Afrika zugeordnet und 14 dem Nahen 
Osten und der Maghreb-Region.43 Laut Amnesty In-
ternational lässt sich ein Trend zu verstärkter Gewalt-
ausübung gegen die Zivilbevölkerung durch nicht-
staatliche bewaffnete Gruppen wie den Islamischen 
Staat (IS) beobachten.44 Die geographische Konzentra-
tion der konfliktreichsten Regionen zeigt sich deutlich 
beim ĂFragile States Indexñ, welcher ein Maß für die 
politische Stabilität eines Landes darstellt und sich aus 

                                                      
41 Vgl. Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung (AKUF) am Institut für Politik-
wissenschaft der Universität Hamburg, www.sozialwiss.uni-hamburg.de sowie 
www.akuf.de ferner Heidelberger Institut für Internationale Konfliktforschung 
www.hiik.de; Rinke, Andreas/Schwägerl, Christian: 11 drohende Kriege. Künftige 
Konflikte um Technologien, Rohstoffe, Territorien und Nahrung, München 2012; 
Münkler, Herfried: Die neuen Kriege, Reinbek bei Hamburg 2002; Zumach, Andreas: 
Die kommenden Kriege. Ressourcen, Menschen, Machtgewinn ï Präventivkrieg als 
Dauerzustand, Zürich 2005; Wassermann, Felix: Asymmetrische Kriege. Eine 
politiktheoretische Untersuchung zur Kriegführung im 21. Jahrhundert, Frankfurt am 
Main 2015. 
42 Vgl. www.hiik.de.  
43 Vgl. Heidelberg Institute for International Conflict Research, ĂConflict Barometer 
2014ñ, www.hiik.de.   
44 Vgl. https://www.amnesty.de/2015/2/24/amnesty-international-report-
20142015?destination=node%2F27987. 

 

politische Stabilität eines Landes darstellt und sich aus 
sozialen, wirtschaftlichen, politischen und militärischen 
Indikatoren zusammensetzt. 

Ein weiterer Anstieg der Flüchtlingszahlen wird vor 
allem wegen der Kriege in Syrien und dem Irak erwar-
tet. Das Land, aus dem 2015 die meisten Menschen 
fliehen, ist Syrien.45  

Einen weiteren Krieg, der eine Vielzahl von Menschen 
zur Flucht bewegt und für Europa wegen der geogra-
phischen Nähe besondere Bedeutung hat, ist der 
Ukraine-Konflikt. 2014 wurden mehr als 4.000 Men-
schen getötet und etwa eine Million aus ihrem Heima-
tort vertrieben. Auf der russisch besetzten Krim und in 
den von prorussischen Volksmilizen kontrollierten Ge-
bieten in der Ostukraine sind Entführung, Misshand-
lung, Folterung, Tötung und Vertreibung an der Tages-
ordnung. Der Großteil der Asylanträge von ukraini-
schen Flüchtlingen (Mitte 2015 rund eine Million) wird 
in Russland gestellt.46 

  

                                                      
45 Nach Angaben des UNHCR befinden sich Mitte 2015 in der Türkei 1, 8 Millionen 
syrische Flüchtlinge (aber nur 260.000 in Camps), Im Libanon 1,15 Millionen, in 
Jordanien 620.000, im Irak 230.000 und in Ägypten 140.000. 
46 http://www.unhcr.org/cgi-bin/texis/vtx/page?page=49e48d456. 

http://www.akuf.de/
http://www.hiik.de/
http://www.hiik.de/
http://www.hiik.de/
https://www.amnesty.de/2015/2/24/amnesty-international-report-20142015?destination=node%2F27987
https://www.amnesty.de/2015/2/24/amnesty-international-report-20142015?destination=node%2F27987
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Neben diesen in Deutschland medial präsenten Krie-
gen, zu denen auch der Gaza-Konflikt zählt, gibt es 
eine Vielzahl von Konflikten, die wenig Beachtung fin-
den aber Tausende Todesopfer fordern. So wurden 
2014 in der Zentralafrikanischen Republik mehr als 
5.000 Menschen getötet und es kam zu zahlreichen 
Folterungen, Vergewaltigungen und Massenmorden. 
Der 2013 im Zuge eines Staatsstreichs ausgebrochene 
Konflikt zwischen muslimischen und christlichen be-
waffneten Gruppierungen eskalierte derart, dass der 
UN-Beauftragte für humanitäre Hilfseinsätze vor einem 
Völkermord warnte. Neben den religiös motivierten 
Kämpfen gibt es auch hier Streitigkeiten zwischen ver-
schiedenen ethnischen Gruppen, und Konflikte aus den 
Nachbarländern weiten sich über die Grenzen in die 
Zentralafrikanische Republik aus.47 

Ähnliche Zustände herrschen im Sudan und im Südsu-
dan. Die beiden Länder formten ehemals den größten 
Staat Afrikas, bevor der Südsudan 2011 nach 22-
jährigem Bürgerkrieg den Status der Unabhängigkeit 
erhielt. Doch die Situation hat sich für die Zivilbevölke-
rung nicht entscheidend verbessert. Massive Ressour-
cen- und Grenzkonflikte prägen die Situation und die 
humanitäre Lage ist weiterhin schlecht.48  

Der Somalische Bürgerkrieg zwingt bereits seit über 25 
Jahren Menschen zur Flucht.49 Es handelt sich um 
anhaltende militärische Konflikte zwischen Warlords, 
Clans und verschiedenen Volksmilizen und mehrerer 
Truppen aus dem Ausland. Seit 2012 hat Somalia wie-
der eine permanente Regierung und es sind erste Fort-
schritte zu erkennen, aber die Terrorgruppe Al 

                                                      
47http://www.bpb.de/politik/hintergrund-aktuell/177600/konflikt-in-zentralafrika-
eskaliert. 
48 Vgl. Wegweiser zur Geschichte: Sudan. Im Auftrag des Militärgeschichtlichen 
Forschungsamtes. Bernhard Chiavi (Hrsg.), Paderborn 2008.  
49 Vgl. Wegweiser zur Geschichte: Horn von Afrika. Im Auftrag des Militärgeschichtli-
chen Forschungsamtes herausgegeben von Dieter Kollmer, Paderborn 2007. 

Shabaab, die Teil des Al Quaida-Netzwerkes ist, 
kämpft weiterhin gegen die Regierung und zudem ver-
weigern lokale Warlords den Gehorsam.50 

In Burundi sind allein seit April 2015 aufgrund politi-
scher Unruhen über 100.000 Burunder in die Nachbar-
länder geflohen, nach Tansania, Ruanda und in die DR 
Kongo. Die aktuelle Krise, die sogar zu einem geschei-
terten Putschversuch führte, ist in Burundi nicht die 
erste. Insgesamt haben inzwischen 200.000 Burunder 
in den Nachbarländern Zuflucht gesucht.  

Im Osten des benachbarten Kongo nehmen die Men-
schen zehntausende neu ankommende Flüchtlinge aus 
Burundi auf, obwohl dort schon 2,6 Mio Kongolesen als 
Vertriebene Hilfe brauchen. Zusammen mit Flüchtlin-
gen aus den Nachbarländern muss der konfliktgeplagte 
Osten des Landes laut UNHCR mit fast drei Millionen 
Flüchtlingen und Vertriebenen klar kommen.  

Und auch in Nigeria hat sich die Lage nicht wesentlich 
gebessert. Nach zwischenzeitlichen Fortschritten im 
Kampf gegen die islamistische Sekte Boko Haram und 
ihre Ableger haben islamistische Terrororganisationen 
in Nigeria und im Tschad erneut ihre Macht ausgewei-
tet und Regierungstruppen verüben im verzweifelten 
Kampf gegen den Terror zudem Verbrechen gegen 
Verdächtigte.51 Neben Somalia, der Zentralafrikani-
schen Republik, Südsudan und Sudan, der Demokrati-
schen Republik sowie Mali und Algerien ist die Zahl der 
Kriegsopfer pro Einwohner auf dem afrikanischen Kon-
tinent in Nigeria immer noch mit am höchsten.  

                                                      
50 http://www.bpb.de/themen/SMLQ7U,0,Somalia.html. 
51http://www.nbcnews.com/news/world/boko-haram-winning-n376786; 
http://www.spiegel.de/politik/ausland/amnesty-prangert-krieg-in-syrien-nahost-und-
der-ukraine-an-a-1020054.html. 

http://www.bpb.de/politik/hintergrund-aktuell/177600/konflikt-in-zentralafrika-eskaliert
http://www.bpb.de/politik/hintergrund-aktuell/177600/konflikt-in-zentralafrika-eskaliert
http://www.nbcnews.com/news/world/boko-haram-winning-n376786
http://www.spiegel.de/politik/ausland/amnesty-prangert-krieg-in-syrien-nahost-und-der-ukraine-an-a-1020054.html
http://www.spiegel.de/politik/ausland/amnesty-prangert-krieg-in-syrien-nahost-und-der-ukraine-an-a-1020054.html


17 

Verfolgung 

Verfolgung erfolgt in den meisten Fällen aufgrund der 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Religion oder Eth-
nie, aber sie kann auch durch politische Orientierung 
bedingt sein. Zudem gibt es verschiedene geschlechts-
spezifische Gründe, zu denen Diskriminierung auf Ba-
sis der sexuellen Orientierung oder des Geschlechts 
sowie sexuelle Gewalt zählen. 

Diskriminierung aufgrund der Religionszugehörigkeit 
nimmt weltweit zu, wobei in den letzten Jahren als Fol-
ge des arabischen Frühlings die größten Anstiege im 
Nahen Osten und in Nordafrika verzeichnet wurden. 
Zum Teil findet Diskriminierung durch die Regierung 
statt und zum Teil durch physische und psychische 
Gewaltanwendung der gesellschaftlichen Mehrheit.52 
Die meisten der wegen Religionszugehörigkeit verfolg-
ten Menschen sind Christen oder Moslems, wobei 
diese beiden Gruppen weltweit etwa gleich häufig 
diskriminiert werden. 

Ein populäres Beispiel für Verfolgung aufgrund ethni-
scher Zugehörigkeit ist die Diskriminierung der Roma in 
Europa. Sie sind häufig Opfer von Zwangsräumungen, 
behördlichen Schikanen und gewalttätigen Angriffen, 
wobei viele europäische Regierungen daran direkt und 
indirekt beteiligt sind. Insgesamt leben in Europa 10 bis 
12 Millionen Roma, wobei der Anteil der Roma an der 
Gesamtbevölkerung in Rumänien und Bulgarien am 
höchsten ist. Die Ausgrenzung aus der Gesellschaft, 
die mit extremer Armut einhergeht, führt seit dem Öff-
nen der EU-Grenzen zu vermehrter Migration aus dem 
Westbalkan in westeuropäische Staaten. Und sie führt 
auch zu einem massiven Flüchtlingsstrom von Men-
schen aus Ländern, die nicht zur EU gehören. 

Besonders viele politisch verfolgte Flüchtlinge kommen 
derzeit aus Eritrea. Laut der Pressefreiheitsorganisati-
on Reporter ohne Grenzen ist Eritrea derzeit das Land 
mit der geringsten Pressefreiheit. Regierungskritiker 
und Deserteure werden inhaftiert und willkürliche Tö-
tungen, von der Regierung angeordnetes ĂVerschwin-
denlassenñ und Folterungen sind alltäglich. 

Im Gegensatz zu politisch, ethnisch oder religiös moti-
vierter Verfolgung findet geschlechtsspezifische Verfol-
gung sehr häufig im privaten und gesellschaftlichen 
Umfeld statt. Zwangsheirat, Zwangsverstümmelung 
des weiblichen Geschlechts, Ehrenmorde und auch 
häusliche Gewalt sind eng an das familiäre Umfeld 
gekoppelt und betreffen primär Frauen. Unter Diskrimi-
nierung aufgrund der sexuellen Orientierung leiden 
Männer hingegen gleichermaßen. Abweichungen von 
der sexuellen Norm sind in vielen Ländern nicht nur mit 
gesellschaftlicher Ächtung, sondern zum Teil auch mit 
langjährigen Gefängnisstrafen oder der Todesstrafe 
verbunden. Vor allem in Afrika, dem mittleren Osten 
sowie in Russland und Indien stellt Homophobie eine 
massive Bedrohung für Homosexuelle dar. 

 

                                                      
52 Religious Hostilities Reach Six-Year High (January 2014); Pew Research Center; 
Internet http://www.pewforum.org/2014/01/14/religious-hostilities-reach-six-year-
high/. 

Klimaflüchtlinge 

Menschen, die aufgrund der Folgen des Klimawandels 
fliehen, spielen in der Flüchtlingsdiskussion momentan 
noch eine untergeordnete Rolle - auch wenn bereits 
mehrere Millionen Menschen wegen extremer Wetter-
verhältnisse auf der Flucht sind und es zunehmend 
mehr werden. Seit 2008 mussten laut der NGO Internal 
Displacement Monitoring Centre über 140 Millionen 
Menschen aufgrund von Wetterkatastrophen ihren 
Wohnort verlassen. Allerdings verlassen die Menschen 
dabei meist nicht ihr Land, was einer der Gründe ist, 
warum diese Gruppe von Flüchtlingen in der europäi-
schen Diskussion über Flüchtlingspolitik oft wenig Be-
achtung findet. Zudem wird in der Politik von Ăklimain-
duzierter Migrationñ und nicht von ĂKlimafl¿chtlingenñ 
gesprochen, da der Klimawandel und seine Folgen 
nicht als Fluchtgrund angesehen werden.  

Der Grad der Gefährdung eines Landes ist nicht nur 
geographisch bedingt, sondern hängt auch entschei-
dend von ökonomischen und sozialen Faktoren ab. 
Diese Tatsache erklärt, warum vor allem Entwicklungs-
länder unter den Folgen der Erderwärmung leiden, 
obwohl der Klima-Risiko-Index Nordamerika und Teilen 
Europas zum Teil höhere Risiken für Extremwetterer-
eignisse zuschreibt als einem Großteil Afrikas.53 Die 
am stärksten gefährdeten Regionen, in denen große 
Naturgefahren auf besonders verwundbare Gesell-
schaften treffen, finden sich hingegen in Ozeanien, 
Südostasien, Zentralamerika und der südlichen Sahel-
zone.54 

Klimakriege 

Im Jahr 2007 haben die Autoren eines vom amerikani-
schen Verteidigungsministerium in Auftrag gegebenen 
Berichts den Begriff des ĂKlimakriegsò geprªgt.55 Sie 
zeigten darin mögliche Szenarien eines abrupten Kli-
mawandels mitsamt den Auswirkungen auf die nationa-
le Sicherheit der USA auf und sorgten damit für Aufre-
gung. Unter dem Leitgedanken, sich das Undenkbare ï 
einen relativ abrupten Wandel anstelle der zumeist 
prognostizierten graduellen Klimaveränderung ï vorzu-
stellen, zeichneten sie das düstere Bild einer Zukunft, 
beherrscht von Chaos, Millionen von Umweltflüchtlin-
gen und durch die globale Erwärmung verursachten 
bewaffneten Konflikten. Als ersten ĂKlimakriegò, dem 
weitere folgen würden, nannten die Autoren den Kon-
flikt um Darfur (Sudan)56. Auch UN-Generalsekretär 
Ban Ki-Moon nannte 2007 die Auswirkungen des Kli-
mawandels als eine Ursache der Krise in Darfur.   

                                                      
53 Nach Prognosen der Vereinten Nationen wird der Klimawandel bis 2025 zwei 
Drittel des afrikanischen Ackerlandes in Wüstengebiete verwandeln. 
54 Derzeit gibt es von der internationalen Gemeinschaft noch keinen konkreten Plan 
f¿r den Umgang mit dem Problem ĂKlimafl¿chtlingeñ. Die internationale Nansen-
Initiative, der auch Deutschland angehört, arbeitet aber daran, eine erfahrungsba-
sierte Schutzagenda zu erstellen, um Ăden rechtlichen Schutz von Menschen zu 
verbessern, die von Naturkatastrophen zur Flucht ins Ausland gezwungen werdenñ. 
Vgl.http://www.die-klima-allianz.de/deutschland-nun-in-nansen-initiative-zum-schutz-
von-umweltfluechtlingen/. 
55 Vgl. CNA Corporation (2007): National Security and the Threat of Climate Change. 
Alexandria, VA.: CNA Corporation. 
56 In der Region Darfur haben sich sesshafte Bauern und nomadische Viehzüchter, 
schwarzafrikanische und arabische Volkgruppen durch Dürre und Bodenerosion in 
Folge der Konkurrenz um rarer werdende Nutzflächen in einen brutalen Bürgerkrieg 
treiben lassen (in dem sich noch weitere Akteure, insbesondere die Regierung in 
Khartum, die Hände schmutzig machen). 
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In Deutschland hat vor allem der Sozialpsychologe Harald Welzer das Thema aufgegriffen.57 Die Debatte hat aller-
dings ihren Ursprung in den siebziger Jahren des letzten Jahrhunderts und rückte nach dem Ende des Kalten Krie-
ges in den Vordergrund, als neue Risikowahrnehmungen und Konzepte menschlicher Sicherheit in Mode kamen. 
Thomas Homer-Dixon, ein am Massachusetts Institute of Technology lehrender Experte für internationale Bezie-
hungen, legte in diversen Artikeln empirisch dar, wie ökologische Knappheit in verschiedenen Teilen der Dritten 
Welt zum Ausbruch von Gewalt und Konflikten führt.58 Er argumentierte, dass ein weltweites Bevölkerungs-
wachstum auf neun Milliarden Menschen bis zum Jahr 2050 zusammen mit einer weiteren ökologischen Ver-
schlechterung den bestehenden Ressourcendruck und somit das Konfliktpotential erhöhen wird. 

Meeresspiegelanstieg 

Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts ist ï global betrachtet ï ein deutlicher Meeresspiegelanstieg zu beobachten, 
der allein im 20. Jahrhundert bei etwa 17 cm gelegen hat. Der durchschnittliche Meeresspiegelanstieg im Zeitraum 
von 1901 bis 2010 wird im Fünften Sachstandsbericht des IPCC mit 19 ± 2 cm angegeben (Intergovernmental Pa-
nel on Climate Change; IPCC: Summary for policymakers. In: IPCC Fifth Assessment Report 2013). 

Zwischen 1901 und 1990 stieg der Meeresspiegel um 1,2 Millimeter pro Jahr. Seit 1993 steigt der Meeresspiegel 
um durchschnittlich 3,2 mm pro Jahr. Eine Ursache des Anstiegs ist wahrscheinlich die globale Erwärmung. Die 
Klimaerwärmung führt aus zwei Gründen zum Meeresspiegelanstieg: Erstens kommt es durch die Aufheizung der 
Ozeane zur thermischen Expansion des Wassers, das folglich mehr Volumen einnimmt. Zweitens führen gestiege-
ne Lufttemperaturen zum Verlust von Landeis in Form von Gletschern oder Eisschilden, was zusätzliches Wasser 
in die Ozeane einbringt. Wieweit säkulare Effekte mitspielen (z.B. die Geodynamik oder eine Gegenbewegung zur 
Ăkleinen Eiszeitñ um 1850) ist im Detail noch ungeklªrt. Einige Forschungsergebnisse lassen bis zum Jahr 2100 
einen Meeresspiegelanstieg von mindestens einem halben bis zu zwei Meter erwarten. Innerhalb von 300 Jahren 
ist ein Anstieg um 2,5 m bis zu 5,1 m möglich. Der Meeresspiegelanstieg bedroht besonders Inselstaaten und Län-
der mit breiter Küstenfläche sowie einem tief liegenden Hinterland, etwa Bangladesch und die Niederlande. Dabei 
sind ärmere Staaten deutlich mehr gefährdet als wohlhabende Industriestaaten, die sich kostspielige Küsten-
schutzmaßnahmen leisten können. Effektiver Küstenschutz kostet deutlich weniger ï in den meisten Fällen weni-
ger als 0,1 Prozent des BIP ï als die Beseitigung der Schäden, die aus Inaktivität resultieren. Neben der Zunahme 
von Extremwetterereig-
nissen stellt der Meeres-
spiegelanstieg ein weite-
res Problem des Klima-
wandels dar. Bereits jetzt 
schütten die Malediven 
ihre Inseln mit Sand auf 
und der Meeresspiegel-
anstieg wird bis Ende des 
Jahrhunderts voraus-
sichtlich zwischen 26 und 
82 Zentimetern betragen, 
prognostizieren die Ex-
perten des Weltklimarats 
(IPCC).59 Nach Berech-
nungen des Climate Cen-
tral Projekts werden da-
durch etwa 177 Millionen 
Menschen in Gebieten 
leben, die von regelmä-
ßigen Überschwemmun-
gen betroffen sind. Am 
meisten bedroht sind 
neben verschiedenen 
kleinen Inselstaaten Chi-
na (50,5 Mio.), Vietnam 
(23,4 Mio.), Japan (12,8 
Mio.), Indien (12,6 Mio.) 
und Bangladesch (10,2 
Mio.).60 

                                                      
57 Vgl. Welzer, Harald, Klimakriege. Wofür im 21. Jahrhundert getötet wird, Frankfurt am Main 2008. 
58 Vgl Homer-Dixon, Thomas: Environmental scarcities and violent conflict: evidence from cases. International Security 19 (1), S.5-40., 1994. 
59 Vgl. www.de-ipcc.de sowie www.ipcc14.de/ipcc.  
60 Climate Central, New York Times; Internet: http://dpaq.de/n7mD4. 
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